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Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor 
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch 
Die Mitgliedstaaten des Europarats und die anderen Unterzeichner dieses Überein-
kommens; 
in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwi-
schen seinen Mitgliedern herbeizuführen; 
in der Erwägung, dass jedes Kind das Recht auf die Schutzmassnahmen seitens 
seiner Familie, der Gesellschaft und des Staates hat, die sein Status als minderjähri-
ge Person erfordert; 
in dem Bewusstsein, dass die sexuelle Ausbeutung von Kindern, insbesondere die 
Kinderpornografie und die Kinderprostitution, sowie alle Formen des sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, einschliesslich der Handlungen, die im Ausland begangen 
werden, die Gesundheit und die psychosoziale Entwicklung des Kindes zerstören; 
in der Erkenntnis, dass die sexuelle Ausbeutung und der sexuelle Missbrauch von 
Kindern sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene, insbesondere im 
Zusammenhang mit der verstärkten Nutzung der Informations- und Kommunikati-
onstechnologien durch Kinder und Täter, beunruhigende Ausmasse angenommen 
haben und dass zur Verhütung und Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und des 
sexuellen Missbrauchs von Kindern eine internationale Zusammenarbeit notwendig 
ist; 
in der Erwägung, dass das Wohlergehen und das Wohl der Kinder Grundwerte sind, 
die von allen Mitgliedstaaten geteilt werden und ohne jegliche Diskriminierung 
gefördert werden müssen; 
eingedenk des auf dem Dritten Gipfel der Staats- und Regierungschefs des Europa-
rats (Warschau, 16.-17. Mai 2005) angenommenen Aktionsplans, in dem die Ausar-
beitung von Massnahmen zur Beendigung der sexuellen Ausbeutung von Kindern 
gefordert wird; 
unter Hinweis insbesondere auf die Empfehlung des Ministerkomitees Nr. R (91) 11 
über sexuelle Ausbeutung, Pornografie, Prostitution von und Handel mit Kindern 
und jungen Erwachsenen und auf die Empfehlung Rec (2001)16 über den Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung, auf das Übereinkommen über Computer-
kriminalität (SEV Nr. 185), insbesondere dessen Artikel 9, sowie auf das Überein-
kommen des Europarats zur Bekämpfung des Menschenhandels (SEV Nr. 197); 
eingedenk der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(1950, SEV Nr. 5), der geänderten Europäischen Sozialcharta (1996, SEV Nr. 163) 
sowie des Europäischen Übereinkommens über die Ausübung von Kinderrechten 
(1996, SEV Nr. 160); 
sowie eingedenk des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes, insbesondere dessen Artikel 34, des Fakultativprotokolls betreffend den 
Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornografie sowie des 
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Zusatzprotokolls zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhan-
dels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität sowie des 
Übereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation über das Verbot und 
unverzügliche Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderar-
beit; 
eingedenk des Rahmenbeschlusses des Rates der Europäischen Union zur Bekämp-
fung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der Kinderpornografie 
(2004/68/JI), des Rahmenbeschlusses des Rates der Europäischen Union über die 
Stellung des Opfers im Strafverfahren (2001/220/JI) und des Rahmenbeschlusses 
des Rates der Europäischen Union zur Bekämpfung des Menschenhandels 
(2002/629/JI); 
unter gebührender Berücksichtigung der anderen auf diesem Gebiet einschlägigen 
völkerrechtlichen Übereinkünfte und internationalen Programme, insbesondere der 
Erklärung und des Aktionsprogramms von Stockholm, die auf dem 1. Weltkongress 
gegen die gewerbsmässige sexuelle Ausbeutung von Kindern (27. bis 31. August 
1996) angenommen wurden, der auf dem 2. Weltkongress gegen die gewerbsmässi-
ge sexuelle Ausbeutung von Kindern (17. bis 20. Dezember 2001) angenommenen 
Globalen Verpflichtung von Yokohama, der Verpflichtung und des Aktionsplans 
von Budapest, die auf der Konferenz zur Vorbereitung des 2. Weltkongresses gegen 
die gewerbsmässige sexuelle Ausbeutung von Kindern (20. bis 21. November 2001) 
angenommen wurden, der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
angenommenen Resolution S-27/2 "Eine kindergerechte Welt" und des dreijährigen 
Programms "Ein Europa von Kindern für Kinder schaffen", das im Anschluss an den 
Dritten Gipfel verabschiedet wurde und zu dem die Konferenz von Monaco den 
Anstoss gegeben hat (4. bis 5. April 2006); 
entschlossen, einen wirksamen Beitrag zur Verwirklichung des gemeinsamen Ziels 
zu leisten, Kinder vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch zu schützen 
– unabhängig von der Person des Täters – und den Opfern Unterstützung zu gewäh-
ren; anerkennend, dass es notwendig ist, eine umfassende völkerrechtliche Überein-
kunft auszuarbeiten, welche die Aspekte der Verhütung, des Schutzes und des Straf-
rechts bei der Bekämpfung aller Formen der sexuellen Ausbeutung und des 
sexuellen Missbrauchs von Kindern zum Schwerpunkt hat und einen besonderen 
Überwachungsmechanismus einführt; 
sind wie folgt übereingekommen: 

Kapitel I – Zweck, Nichtdiskriminierungsgrundsatz und 
Begriffsbestimmungen 

Art. 1 Zweck 
(1) Zweck dieses Übereinkommens ist es, 

a) die sexuelle Ausbeutung und den sexuellen Missbrauch von Kindern zu ver-
hüten und zu bekämpfen; 
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b) die Rechte kindlicher Opfer sexueller Ausbeutung und sexuellen Miss-
brauchs zu schützen; 

c) die nationale und die internationale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu 
fördern. 

(2) Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens durch die Vertragspar-
teien zu gewährleisten, wird durch dieses Übereinkommen ein besonderer Überwa-
chungsmechanismus eingeführt. 

Art. 2 Nichtdiskriminierungsgrundsatz 
Die Durchführung dieses Übereinkommens durch die Vertragsparteien, insbesonde-
re die Inanspruchnahme von Massnahmen zum Schutz der Rechte der Opfer, ist 
ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfar-
be, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der natio-
nalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, der sexuellen Ausrichtung, des Gesundheitszustands, einer 
Behinderung oder des sonstigen Status zu gewährleisten. 

Art. 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bedeutet "Kind" eine Person unter achtzehn Jahren; 
b) schliesst der Ausdruck "sexuelle Ausbeutung und sexueller Missbrauch von 

Kindern" die Verhaltensweisen nach den Artikeln 18 bis 23 dieses Überein-
kommens ein; 

c) bedeutet "Opfer" ein Kind, das sexueller Ausbeutung oder sexuellem Miss-
brauch ausgesetzt ist. 

Kapitel II – Präventive Massnahmen  

Art. 4  Grundsätze 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um alle Formen der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern zu verhüten und Kinder davor zu schützen. 

Art. 5 Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die 
bei ihrer Arbeit Kontakt zu Kindern haben 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um das Bewusstsein für den Schutz und die Rechte des Kindes bei 
den Personen zu schärfen, die in den Bereichen Erziehung, Gesundheit, Kinder- und 
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Jugendschutz, Justiz, Strafverfolgung sowie im Zusammenhang mit Sport-, Kultur- 
und Freizeitaktivitäten regelmässige Kontakte zu Kindern haben. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass die in Absatz1 1 genannten Personen über die 
sexuelle Ausbeutung und den sexuellen Missbrauch von Kindern, die Mittel zu ihrer 
Aufdeckung und die in Artikel 12 Absatz 1 genannte Möglichkeit angemessene 
Kenntnisse haben. 
(3) Jede Vertragspartei trifft im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht die erfor-
derlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnahmen, um sicherzustellen, dass 
durch die Voraussetzungen für den Zugang zu Berufen, deren Ausübung mit regel-
mässigen Kontakten zu Kindern einhergeht, gewährleistet wird, dass die Bewerber 
für diese Berufe nicht wegen Handlungen sexueller Ausbeutung oder sexuellen 
Missbrauchs von Kindern verurteilt worden sind. 

Art. 6 Erziehung der Kinder 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um sicherzustellen, dass Kinder während ihrer Schulzeit in Grund2- und 
weiterführenden Schulen ihrem Entwicklungsstand entsprechend über die Gefahren 
sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs sowie über die Möglichkeiten, 
sich davor zu schützen, aufgeklärt werden. Diese Aufklärung erfolgt, soweit ange-
messen in Zusammenarbeit mit den Eltern, im Rahmen einer allgemeineren Aufklä-
rung über Sexualität; dabei soll die Aufmerksamkeit vor allem auf gefährliche 
Situationen, insbesondere solche, die sich durch die Nutzung der neuen Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien ergeben, gerichtet werden. 

Art. 7 Präventive Interventionsprogramme oder -massnahmen 
Jede Vertragspartei stellt sicher, dass Personen, die befürchten, sie könnten eine der 
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten bege-
hen, soweit angemessen, Zugang zu wirksamen Interventionsprogrammen oder 
-massnahmen haben, die dazu dienen sollen, die Gefahr der Begehung einer solchen 
Tat zu beurteilen und sie zu verhindern. 

Art. 8 Massnahmen für die Öffentlichkeit 
(1) Jede Vertragspartei fördert oder organisiert Sensibilisierungskampagnen zur 
Aufklärung der Öffentlichkeit über das Phänomen der sexuellen Ausbeutung und 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern und über mögliche präventive Massnahmen. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um die Verbreitung von Material, mit dem für die in Übereinstim-
mung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten geworben wird, zu 
verhüten oder zu verbieten. 

  

1 Österreich: „Abs.“ und entsprechend im Folgenden 
2 Österreich: „Volks“ 
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Art. 9 Beteiligung von Kindern, des privaten Sektors, der Medien und der 
Zivilgesellschaft 

(1) Jede Vertragspartei fördert eine ihrem Entwicklungsstand entsprechende Beteili-
gung von Kindern an der Ausarbeitung und Umsetzung von staatlichen Konzepten, 
Programmen oder sonstigen Initiativen zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung 
und des sexuellen Missbrauchs von Kindern. 
(2) Jede Vertragspartei ermutigt den privaten Sektor, insbesondere den Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnologien, die Tourismus- und Reisebranche, 
den Banken- und Finanzsektor sowie die Zivilgesellschaft, sich an der Ausarbeitung 
und Umsetzung von Massnahmen zur Verhütung der sexuellen Ausbeutung und des 
sexuellen Missbrauchs von Kindern zu beteiligen und durch Selbstregulierung oder 
durch gemeinsam von Staat und privatem Sektor zu treffende regulierende Mass-
nahmen innerstaatliche Vorschriften umzusetzen. 
(3) Jede Vertragspartei ermutigt die  Medien, in angemessener Weise über alle 
Aspekte der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu 
informieren; dabei sind die Unabhängigkeit der Medien und die Pressefreiheit ge-
bührend zu beachten. 
(4) Jede Vertragspartei fördert, soweit angemessen durch die Einrichtung von Fonds, 
die Finanzierung von Projekten und Programmen, die von der Zivilgesellschaft 
durchgeführt werden, um Kinder vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss-
brauch zu bewahren oder zu schützen. 

Kapitel III – Spezialisierte Behörden und Koordinierungsstellen3

Art. 10 Nationale Massnahmen zur Koordinierung und Zusammenarbeit 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Massnahmen, um auf nationaler oder 
lokaler Ebene die Koordinierung zwischen den verschiedenen für den Schutz von 
Kindern, die Verhütung und die Bekämpfung sexueller Ausbeutung und sexuellen 
Missbrauchs von Kindern zuständigen Stellen, insbesondere des Erziehungs- und 
Gesundheitswesens, der Sozialdienste, der Strafverfolgungs- und der Justizbehör-
den, sicherzustellen. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um 

a) unabhängige nationale oder lokale Einrichtungen zu errichten oder zu 
bestimmen, die für die Förderung und den Schutz der Rechte des Kindes zu-
ständig sind, und sicherzustellen, dass sie mit eigenen Mitteln und Verant-
wortlichkeiten ausgestattet sind; 

b) auf nationaler oder lokaler Ebene und in Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft Mechanismen zur Sammlung von Daten oder Anlaufstellen zur 
Beobachtung und Bewertung des Phänomens der sexuellen Ausbeutung und 

  

3 Schweiz: "Koordinationsstellen" 



Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und 
sexuellem Missbrauch 

6 

des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu errichten oder zu bestimmen, 
wobei die Erfordernisse des Schutzes personenbezogener Daten gebührend 
zu beachten sind. 

(3) Jede Vertragspartei fördert die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
staatlichen Stellen, der Zivilgesellschaft und dem privaten Sektor, um die sexuelle 
Ausbeutung und den sexuellen Missbrauch von Kindern besser verhüten und be-
kämpfen zu können. 

Kapitel IV – Massnahmen zum Schutz und zur Unterstützung der 
Opfer 

Art. 11 Grundsätze 
(1) Jede Vertragspartei schafft wirksame Sozialprogramme und multidisziplinäre 
Strukturen, die den Opfern, ihren nahen Angehörigen und allen Personen, die für das 
Wohl der Opfer verantwortlich sind, die erforderliche Unterstützung gewähren. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass, sofern Ungewissheit über das Alter des 
Opfers und Grund zur Annahme bestehen, dass das Opfer ein Kind ist, ihm die für 
Kinder vorgesehenen Schutz- und Unterstützungsmassnahmen gewährt werden, bis 
sein Alter überprüft und festgestellt worden ist. 

Art. 12 Anzeige eines Verdachts auf sexuelle Ausbeutung oder sexuellen 
Missbrauch 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass die Vorschriften über die Vertraulichkeit, die 
nach dem innerstaatlichen Recht für Angehörige bestimmter Berufsgruppen gelten, 
die Kontakt zu Kindern haben, diesen Personen nicht die Möglichkeit nehmen, den 
für den Schutz der Kinder zuständigen Stellen jeden Fall anzuzeigen, bei dem sie 
hinreichende Gründe für die Annahme haben, dass ein Kind Opfer sexueller Aus-
beutung oder sexuellen Missbrauchs ist. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um jede Person, die Kenntnis von sexueller Ausbeutung oder sexuel-
lem Missbrauch von Kindern hat oder dies gutgläubig vermutet, zu ermutigen, dies 
den zuständigen Stellen anzuzeigen. 

Art. 13 Beratungsangebote 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um die Einrichtung von Informationsdiensten, etwa per Telefon oder Inter-
net, zu fördern und zu unterstützen, welche die Ratsuchenden, gegebenenfalls ver-
traulich oder unter Wahrung ihrer Anonymität, beraten. 
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Art. 14 Unterstützung der Opfer 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um die Opfer kurz- oder langfristig bei ihrer körperlichen und psycho-
sozialen Genesung zu unterstützen. Die nach diesem Absatz getroffenen Massnah-
men haben den Ansichten, Bedürfnissen und Sorgen des Kindes gebührend Rech-
nung zu tragen. 
(2) Jede Vertragspartei trifft im Einklang mit den in ihrem innerstaatlichen Recht 
vorgesehenen Bedingungen Massnahmen, um mit nichtstaatlichen Organisationen, 
anderen Organisationen oder Teilen der Zivilgesellschaft, die sich für die Unter-
stützung der Opfer einsetzen, zusammenzuarbeiten. 
(3) Sind die Eltern oder Personen, die für das Wohl des Kindes verantwortlich sind, 
an sexueller Ausbeutung oder sexuellem Missbrauch des Kindes beteiligt, so umfas-
sen die in Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 getroffenen Interventionsmassnah-
men 

– die Möglichkeit, den Verdächtigen aus dem Umfeld des Kindes zu entfer-
nen; 

– die Möglichkeit, das Opfer aus seinem familiären Umfeld zu entfernen. Die 
Modalitäten und die Dauer dieser Massnahme werden dem Wohl des Kindes 
entsprechend bestimmt. 

(4) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass dem Opfer nahestehende Personen gegebe-
nenfalls therapeutische Unterstützung, insbesondere sofortige psychologische Hilfe, 
erhalten. 

Kapitel V – Interventionsprogramme oder -massnahmen 

Art. 15 Allgemeine Grundsätze 
(1) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht für die in 
Artikel 16 Absätze 1 und 2 genannten Personen wirksame Interventionsprogramme 
oder -massnahmen vor oder fördert diese, um der Gefahr der Wiederholung von 
Sexualstraftaten an Kindern vorzubeugen und sie zu verringern. Zu diesen Pro-
grammen oder Massnahmen müssen die Personen jederzeit während des Verfahrens, 
innerhalb und ausserhalb der Haftanstalt, unter den im innerstaatlichen Recht festge-
legten Bedingungen Zugang haben. 
(2) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht die 
Entwicklung von Partnerschaften oder anderen Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen den zuständigen Stellen, insbesondere den Gesundheits- und Sozialdiensten, 
und den Justizbehörden und sonstigen Stellen, die mit der Nachbetreuung der in 
Artikel 16 Absätze 1 und 2 genannten Personen betraut sind, vor oder fördert diese. 
(3) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht eine 
Bewertung der Gefährlichkeit der in Artikel 16 Absätze 1 und 2 genannten Personen 
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und der möglichen Gefahr der Wiederholung der in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten durch sie vor, um zu ermitteln, welche 
Programme oder Massnahmen geeignet sind. 
(4) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht eine 
Bewertung der Wirksamkeit der umgesetzten Interventionsprogramme und -
massnahmen vor. 

Art. 16 Adressaten der Interventionsprogramme und -massnahmen 
(1) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht vor, dass 
Personen, die wegen einer der in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftaten verfolgt werden, zu den in Artikel 15 Absatz 1 genannten 
Programmen oder Massnahmen unter Bedingungen, welche die Rechte des Beschul-
digten sowie die Erfordernisse eines fairen und unparteiischen Verfahrens nicht 
beeinträchtigen oder im Widerspruch mit ihnen stehen, und insbesondere unter 
gebührender Beachtung der im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Unschulds-
vermutung geltenden Vorschriften, Zugang haben. 
(2) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht vor, dass 
Personen, die wegen der Begehung einer der in Übereinstimmung mit diesem Über-
einkommen umschriebenen Straftaten verurteilt wurden, zu den in Artikel 15 Ab-
satz 1 genannten Programmen oder Massnahmen Zugang haben. 
(3) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht vor, dass 
Interventionsprogramme oder -massnahmen ausgearbeitet oder angepasst werden, 
die den Entwicklungsbedürfnissen der Kinder, die Sexualstraftaten begangen haben, 
einschliesslich derer, die das Alter der strafrechtlichen Verantwortlichkeit noch nicht 
erreicht haben, gerecht werden, um ihre sexuellen Verhaltensprobleme zu behan-
deln. 

Art. 17 Aufklärung und Zustimmung 
(1) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht vor, dass 
die in Artikel 16 genannten Personen, denen Interventionsprogramme oder 
-massnahmen vorgeschlagen werden, umfassend über die Gründe für diesen Vor-
schlag aufgeklärt werden und dem Programm oder der Massnahme in Kenntnis aller 
Umstände zustimmen. 
(2) Jede Vertragspartei sieht im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht vor, dass 
die Personen, denen Interventionsprogramme oder -massnahmen vorgeschlagen 
werden, diese ablehnen können und sie, sofern es sich um verurteilte Personen 
handelt, über die etwaigen Folgen einer Ablehnung aufgeklärt werden. 
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Kapitel VI – Materielles Strafrecht 

Art. 18 Sexueller Missbrauch 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um folgende vorsätzliche Handlungen als Straftaten zu umschreiben: 

a) sexuelle Handlungen mit einem Kind, das nach den einschlägigen Bestim-
mungen des innerstaatlichen Rechts noch nicht das gesetzliche Alter für se-
xuelle Handlungen erreicht hat; 

b) sexuelle Handlungen mit einem Kind durch 
– Nötigung, Gewaltanwendung oder Drohung oder 
– den Missbrauch einer anerkannten Stellung des Vertrauens, der Auto-

rität oder des Einflusses auf das Kind, auch innerhalb der Familie, oder 
– die Ausnutzung einer besonderen Hilflosigkeit des Kindes, insbeson-

dere aufgrund einer geistigen oder körperlichen Behinderung oder eines 
Abhängigkeitsverhältnisses. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 setzt jede Vertragspartei das Alter fest, bis zu 
dem  sexuelle Handlungen mit einem Kind nicht erlaubt sind. 
(3) Durch Absatz 1 Buchstabe a4 sollen nicht die zwischen minderjährigen Personen 
einvernehmlich vorgenommenen sexuellen Handlungen geregelt werden. 

Art. 19 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitution 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um folgende vorsätzliche Handlungen als Straftaten zu umschreiben: 

a) Anwerbung oder Zuführung eines Kindes zur Prostitution; 
b) Nötigung eines Kindes zur Prostitution, Gewinnerzielung hieraus oder sons-

tige Ausbeutung eines Kindes zu solchen Zwecken; 
c) Inanspruchnahme der Prostitution von Kindern. 

(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet "Kinderprostitution" die Benutzung eines 
Kindes bei sexuellen Handlungen, für die Geld oder jede andere Art der Vergütung 
oder Gegenleistung angeboten oder versprochen wird, unabhängig davon, ob diese 
Vergütung, dieses Versprechen oder diese Gegenleistung gegenüber dem Kind oder 
einem Dritten erfolgt. 

Art. 20 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornografie 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich und rechtswidrig began-
gen, als Straftaten zu umschreiben: 

a) das Herstellen von Kinderpornografie; 

  

4 Österreich: „lit. a“ und entsprechend im Folgenden 
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b) das Anbieten oder Verfügbarmachen von Kinderpornografie; 
c) das Verbreiten oder Übermitteln von Kinderpornografie; 
d) das Beschaffen von Kinderpornografie für sich selbst oder einen anderen; 
e) den Besitz von Kinderpornografie; 
f) den wissentlichen Zugriff auf Kinderpornografie mit Hilfe der Informations- 

und Kommunikationstechnologien. 
(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet "Kinderpornografie" jedes Material mit der 
bildlichen Darstellung eines Kindes bei wirklichen oder simulierten eindeutig sexu-
ellen Handlungen oder jede Abbildung der Geschlechtsteile eines Kindes zu vorwie-
gend sexuellen Zwecken. 
(3) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, Absatz 1 Buchstaben a und 
e ganz oder teilweise nicht auf das Herstellen und den Besitz pornographischen 
Materials anzuwenden, 

– das ausschliesslich simulierte Darstellungen oder wirklichkeitsnahe Abbil-
dungen eines nicht existierenden Kindes enthält; 

– bei dem Kinder dargestellt werden, die das nach Artikel 18 Absatz 2 fest-
gesetzte Alter erreicht haben, wenn diese Bilder von ihnen mit ihrer Zustim-
mung und allein zu ihrem persönlichen Gebrauch hergestellt worden sind 
und sich in ihrem Besitz befinden. 

(4) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, Absatz 1 Buchstabe f ganz 
oder teilweise nicht anzuwenden. 

Art. 21 Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornographi-
schen Darbietungen 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten 
zu umschreiben: 

a) Anwerbung eines Kindes zur Mitwirkung an pornographischen Darbietun-
gen oder Veranlassung der Mitwirkung eines Kindes an solchen Darbietun-
gen; 

b) Nötigung eines Kindes zur Mitwirkung an pornographischen Darbietungen 
oder Gewinnerzielung hieraus oder sonstige Ausbeutung eines Kindes zu 
solchen Zwecken; 

c) wissentlicher Besuch pornographischer Darbietungen, an denen Kinder mit-
wirken. 

(2) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, die Anwendung des Absat-
zes 1 Buchstabe c auf Fälle zu beschränken, in denen Kinder nach Absatz 1 Buch-
stabe a oder b angeworben oder genötigt worden sind. 
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Art. 22 Unsittliches Einwirken auf Kinder 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um die Handlung, wenn vorsätzlich begangen, als Straftat zu umschreiben, 
die darin besteht, ein Kind, das noch nicht das in Anwendung von Artikel 18 Ab-
satz 2 festgesetzte Alter erreicht hat, aus sexuellen Gründen zu veranlassen, bei 
sexuellem Missbrauch oder sexuellen Handlungen zugegen zu sein, selbst wenn es 
sich nicht daran beteiligen muss. 

Art. 23 Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um die Handlung eines Erwachsenen, wenn vorsätzlich begangen, als 
Straftat zu umschreiben, der mit Hilfe der Informations- und Kommunikationstech-
nologien ein Treffen mit einem Kind, das noch nicht das in Artikel 18 Absatz 2 
festgesetzte Alter erreicht hat, vorschlägt, um diesem gegenüber eine Straftat nach 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a zu begehen, 
sofern auf diesen Vorschlag auf ein solches Treffen hinführende konkrete Handlun-
gen folgen. 

Art. 24 Beihilfe oder Anstiftung und Versuch 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um die Beihilfe oder Anstiftung zur Begehung einer der in Überein-
stimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten, wenn vorsätzlich 
begangen, als Straftat zu umschreiben. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um den Versuch der Begehung einer der in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten, wenn vorsätzlich begangen, als 
Straftat zu umschreiben. 
(3) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, Absatz 2 ganz oder teilwei-
se nicht auf die Straftaten nach Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b, d, e und f, Arti-
kel 21 Absatz 1 Buchstabe c, Artikel 22 und Artikel 23 anzuwenden. 

Art. 25 Gerichtsbarkeit 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um ihre Gerichtsbarkeit über die in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu begründen, wenn die Straftat wie folgt 
begangen wird: 

a) in ihrem Hoheitsgebiet;  
b) an Bord eines Schiffes, das die Flagge dieser Vertragspartei führt; 
c) an Bord eines Luftfahrzeugs, das nach dem Recht dieser Vertragspartei ein-

getragen ist; 
d) von einem ihrer Staatsangehörigen oder 
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e) von einer Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
hat. 

(2) Jede Vertragspartei bemüht sich, die erforderlichen gesetzgeberischen oder 
sonstigen Massnahmen zu treffen, um ihre Gerichtsbarkeit über die in Übereinstim-
mung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu begründen, wenn 
die Straftat gegen einen ihrer Staatsangehörigen oder eine Person, die ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet hat, begangen wird. 
(3) Jede Vertragspartei kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung 
ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch eine an 
den Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung mitteilen, dass sie sich das 
Recht vorbehält, die in Absatz 1 Buchstabe e enthaltenen Vorschriften in Bezug auf 
die Gerichtsbarkeit nicht oder nur in bestimmten Fällen oder unter bestimmten 
Bedingungen anzuwenden. 
(4) Zur Verfolgung der in Übereinstimmung mit den Artikeln 18, 19, 20 Absatz 1 
Buchstabe a und 21 Absatz 1 Buchstaben a und b umschriebenen Straftaten trifft 
jede Vertragspartei die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnah-
men, um sicherzustellen, dass die Begründung ihrer Gerichtsbarkeit in Bezug auf 
Absatz 1 Buchstabe d nicht davon abhängig ist, dass die Handlungen am Tatort 
strafbar sind. 
(5) Jede Vertragspartei kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung ihrer 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung mitteilen, dass sie sich das 
Recht vorbehält, die Anwendung des Absatzes 4 in Bezug auf die Straftaten nach 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b zweiter und dritter Anstrich auf die Fälle zu be-
schränken, in denen ihr Staatsangehöriger seinen gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet hat. 
(6) Zur Verfolgung der in Übereinstimmung mit den Artikeln 18, 19, 20 Absatz 1 
Buchstabe a und 21 umschriebenen Straftaten trifft jede Vertragspartei die erforder-
lichen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnahmen, um sicherzustellen, dass die 
Begründung ihrer Gerichtsbarkeit in Bezug auf Absatz 1 Buchstaben d und e nicht 
davon abhängig ist, dass der Strafverfolgung eine Anzeige des Opfers oder des 
Staates des Tatorts vorausgegangen ist. 
(7) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um ihre Gerichtsbarkeit über die in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten für den Fall zu begründen, dass der 
Verdächtige sich in ihrem Hoheitsgebiet befindet und sie ihn nur aufgrund seiner 
Staatsangehörigkeit nicht an eine andere Vertragspartei ausliefert. 
(8) Wird die Gerichtsbarkeit für eine mutmassliche in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebene Straftat von mehr als einer Vertragspartei geltend 
gemacht, so konsultieren die beteiligten Vertragsparteien einander, soweit ange-
bracht, um die für die Strafverfolgung am besten geeignete Gerichtsbarkeit zu 
bestimmen. 
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(9) Unbeschadet der allgemeinen Regeln des Völkerrechts schliesst dieses Überein-
kommen die Ausübung einer Strafgerichtsbarkeit durch eine Vertragspartei nach 
ihrem innerstaatlichen Recht nicht aus. 

Art. 26 Verantwortlichkeit juristischer Personen 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass juristische Personen für die in Übereinstim-
mung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten verantwortlich ge-
macht werden können, die zu ihren Gunsten von einer natürlichen Person begangen 
werden, die entweder allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person han-
delt und die eine Führungsposition innerhalb der juristischen Person innehat auf-
grund 

a) einer Vertretungsmacht für die juristische Person; 
b) einer Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu tref-

fen; 
c) einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person. 

(2) Neben den bereits in Absatz 1 vorgesehenen Fällen trifft jede Vertragspartei die 
erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnahmen, um sicherzustellen, 
dass eine juristische Person verantwortlich gemacht werden kann, wenn mangelnde 
Überwachung oder Kontrolle durch eine in Absatz 1 genannte natürliche Person die 
Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen 
Straftat zu Gunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte natürliche 
Person ermöglicht hat. 
(3) Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze der Vertragspartei kann die Verantwortlich-
keit einer juristischen Person straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlicher Art sein. 
(4) Diese Verantwortlichkeit berührt nicht die strafrechtliche Verantwortlichkeit der 
natürlichen Personen, welche die Straftat begangen haben. 

Art. 27 Sanktionen und Massnahmen 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass die in Übereinstimmung mit diesem Über-
einkommen umschriebenen Straftaten mit wirksamen, angemessenen und abschre-
ckenden Sanktionen bedroht werden, die ihrer Schwere Rechnung tragen. Diese 
schliessen freiheitsentziehende Massnahmen ein, die zur Auslieferung führen kön-
nen. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass juristische Personen, die nach Artikel 26 
verantwortlich gemacht werden, wirksamen, angemessenen und abschreckenden 
Sanktionen unterliegen, zu denen strafrechtliche oder nicht strafrechtliche Geldsank-
tionen gehören und andere Massnahmen gehören können, insbesondere 

a) der Ausschluss von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen; 
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b) das vorübergehende oder dauerhafte Verbot der Ausübung einer gewerbli-
chen Tätigkeit; 

c) die gerichtliche Aufsicht; 
d) die gerichtlich angeordnete Liquidation. 

(3) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, 

a) um die Beschlagnahme und Einziehung in Bezug auf Folgendes vorzusehen: 
– Gegenstände, Schriftstücke oder andere Tatwerkzeuge, die verwendet 

wurden, um in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um-
schriebene Straftaten zu begehen oder ihre Begehung zu erleichtern; 

– Erträge aus solchen Straftaten oder Vermögenswerte, deren Wert dem-
jenigen solcher Erträge entspricht; 

b) um die vorübergehende oder endgültige Schliessung von Einrichtungen, die 
zur Begehung von in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um-
schriebenen Straftaten benutzt wurden, unbeschadet der Rechte gutgläubiger 
Dritter, zu ermöglichen oder um dem Täter vorübergehend oder endgültig 
die Ausübung einer beruflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit zu untersa-
gen, die Kontakte zu Kindern umfasst und in deren Rahmen diese Straftaten 
begangen wurden. 

(4) Jede Vertragspartei kann andere Massnahmen in Bezug auf die Täter treffen, 
beispielsweise den Entzug elterlicher Rechte die Nachbetreuung oder die Überwa-
chung verurteilter Personen. 
(5) Jede Vertragspartei kann bestimmen, dass die nach diesem Artikel eingezogenen 
Erträge aus Straftaten oder Vermögenswerte einem besonderen Fonds zugewiesen 
werden können, um Programme zur Prävention und zur Unterstützung der Opfer der 
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu 
finanzieren. 

Art. 28 Strafschärfungsgründe5

Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um sicherzustellen, dass die folgenden Umstände, soweit sie nicht bereits 
Tatbestandsmerkmale darstellen, im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen 
des innerstaatlichen Rechts bei der Festsetzung des Strafmasses6 für die in Überein-
stimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten als erschwerend 
berücksichtigt werden können: 

a) Durch die Straftat wurde die körperliche oder geistige Gesundheit des Op-
fers schwer geschädigt; 

b) Folterungen oder schwere Gewalt gingen der Straftat voraus oder mit ihr 
einher; 

  

5 Österreich: „erschwerende Umstände“; Schweiz: „Strafverschärfungsgründe“ 
6 Österreich: „Strafbemessung“ und entsprechend im Folgenden 
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c) die Straftat wurde gegen ein besonders verletzliches Opfer verübt; 
d) die Straftat wurde von einem Familienmitglied, einer mit dem Kind zusam-

menlebenden Person oder einer ihre Autoritätsstellung missbrauchenden 
Person begangen; 

e) die Straftat wurde von mehreren Personen gemeinschaftlich begangen; 
f) die Straftat wurde im Rahmen einer kriminellen Vereinigung begangen; 
g) der Täter ist bereits wegen gleichartiger Handlungen verurteilt worden. 

Art. 29 Vorstrafen 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um die Möglichkeit vorzusehen, bei der Festsetzung des Strafmasses die 
von einer anderen Vertragspartei wegen in Übereinstimmung mit diesem Überein-
kommen umschriebener Straftaten erlassenen rechtskräftigen Strafurteile zu berück-
sichtigen. 

Kapitel VII – Ermittlungen, Strafverfolgung und Verfahrensrecht 

Art. 30 Grundsätze 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass Ermittlungen und Strafverfahren zum Wohl 
und unter Achtung der Rechte des Kindes durchgeführt werden. 
(2) Jede Vertragspartei trägt dem Schutz der Opfer Rechnung, indem sie sicherstellt, 
dass durch die Ermittlungen und das Strafverfahren das von dem Kind erlittene 
Trauma nicht verstärkt wird und den strafrechtlichen Massnahmen, soweit angemes-
sen, Unterstützungsmassnahmen folgen. 
(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die Ermittlungen und das Strafverfahren 
vorrangig behandelt und ohne ungerechtfertigte Verzögerung durchgeführt werden. 
(4) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die nach diesem Kapitel anzuwendenden 
Massnahmen die Rechte des Beschuldigten sowie die Erfordernisse eines fairen und 
unparteiischen Verfahrens nach Artikel 6 der Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten nicht beeinträchtigen. 
(5) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen ihres 
innerstaatlichen Rechts 

– wirksame Ermittlungen wegen und eine wirksame Strafverfolgung von in 
Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu 
gewährleisten, die, soweit angemessen, auch die Möglichkeit umfassen, ver-
deckte Ermittlungen durchzuführen; 

– den Ermittlungseinheiten oder -diensten zu ermöglichen, die Opfer von in 
Übereinstimmung mit Artikel 20 umschriebenen Straftaten zu identifizieren, 
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insbesondere durch die Analyse kinderpornographischen Materials, wie Fo-
tografien und audiovisuelle Aufzeichnungen, die über die Kommunikations- 
und Informationstechnologien übermittelt oder zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Art. 31 Allgemeine Schutzmassnahmen 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um die Rechte und Interessen der Opfer, insbesondere ihre besonde-
ren Bedürfnisse als Zeugen, in allen Abschnitten der Ermittlungen und des Strafver-
fahrens zu schützen, indem sie insbesondere 

a) diese über ihre Rechte und die ihnen zur Verfügung stehenden Dienste und –
ausser wenn sie dies nicht wünschen – über die aufgrund ihrer Anzeige ver-
anlassten Massnahmen, die Anklagepunkte, den allgemeinen Stand der Er-
mittlungen oder des Verfahrens und ihre Rolle sowie die in ihrem Fall er-
gangene Entscheidung unterrichten; 

b) sicherstellen, dass zumindest in den Fällen, in denen die Opfer und ihre Fa-
milien in Gefahr sein könnten, diese, sofern erforderlich, über eine vorüber-
gehende oder endgültige Freilassung der verfolgten oder verurteilten Person 
unterrichtet werden; 

c) ihnen in Übereinstimmung mit den Verfahrensvorschriften des innerstaatli-
chen Rechts die Möglichkeit geben, gehört zu werden, Beweismittel vorzu-
legen und die Mittel zu wählen, mit Hilfe derer ihre Ansichten, Bedürfnisse 
und Sorgen unmittelbar oder über einen Vermittler vorgetragen und geprüft 
werden; 

d) ihnen geeignete Hilfsdienste zur Verfügung stellen, damit ihre Rechte und 
Interessen in gebührender Weise vorgetragen und berücksichtigt werden; 

e) ihre Privatsphäre, ihre Identität und ihr Bildnis schützen und im Einklang 
mit ihrem innerstaatlichen Recht Massnahmen treffen, um die öffentliche 
Verbreitung von Informationen zu verhindern, die zur Identifikation der Op-
fer führen könnten; 

f) dafür Sorge tragen, dass sie und ihre Familien sowie Belastungszeugen vor 
Einschüchterung, Vergeltung und davor, erneut Opfer zu werden, sicher 
sind; 

g) sicherstellen, dass ein unmittelbarer Kontakt zwischen Opfer und Täter in 
den Räumlichkeiten der Strafverfolgungsbehörden und der Gerichte vermie-
den wird, sofern die zuständigen Behörden zum Wohl des Kindes oder weil 
es für die Ermittlungen oder das Verfahren erforderlich ist, nichts anderes 
beschliessen. 

(2) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die Opfer bereits von ihrem ersten Kontakt 
mit den zuständigen Behörden an Zugang zu Informationen über die einschlägigen 
Gerichts- und Verwaltungsverfahren haben. 
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(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die Opfer, sofern gerechtfertigt unentgelt-
lich, einen Rechtsbeistand erhalten, wenn sie als Partei in dem Strafverfahren auftre-
ten können. 
(4) Jede Vertragspartei sieht die Möglichkeit vor, dass die Justizbehörden einen 
besonderen Vertreter für das Opfer bestellen, sofern das Opfer nach innerstaatlichem 
Recht in dem Strafverfahren als Partei auftreten kann und die Inhaber elterlicher 
Sorge7 wegen eines Interessenskonflikts zwischen ihnen und dem Opfer von der 
Vertretung des Kindes in diesem Verfahren ausgeschlossen sind. 
(5) Jede Vertragspartei sieht durch gesetzgeberische oder sonstige Massnahmen 
nach Massgabe ihres innerstaatlichen Rechts für Gruppen, Stiftungen, Vereinigun-
gen oder staatliche oder nichtstaatliche Organisationen die Möglichkeit vor, in 
Strafverfahren wegen der in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um-
schriebenen Straftaten den Opfern beizustehen und/oder sie zu unterstützen, wenn 
diese einwilligen. 
(6) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass den Opfern die Auskünfte nach diesem 
Artikel in einer ihrem Alter und ihrer Reife entsprechenden Weise und in einer ihnen 
verständlichen Sprache erteilt werden. 

Art. 32 Einleitung des Verfahrens 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um sicherzustellen, dass die Ermittlungen wegen oder die Strafverfolgung 
von in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten 
nicht von einer Anzeige oder einer Anklage des Opfers abhängig gemacht werden 
und das Verfahren fortgeführt werden kann, selbst wenn das Opfer seine Aussage 
widerruft. 

Art. 33 Verjährung 
Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um sicherzustellen, dass die Verjährungsfrist für die Einleitung der Straf-
verfolgung wegen den in Übereinstimmung mit den Artikeln 18, 19 Absatz 1 Buch-
staben a und b und Artikel 21 Absatz 1 Buchstaben a und b umschriebenen 
Straftaten ausreichend lang ist, um die tatsächliche Einleitung der Strafverfolgung zu 
ermöglichen, nachdem das Opfer volljährig geworden ist, und im Verhältnis zur 
Schwere der betreffenden Straftat steht. 

Art. 34 Ermittlungen 
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Massnahmen, um sicherzustellen, 
dass die für die Ermittlungen zuständigen Personen, Einheiten oder Dienste auf dem 
Gebiet der Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern spezialisiert sind oder dass Personen zu diesem Zweck geschult wer-
den. Diese Dienste oder Einheiten müssen angemessene finanzielle Mittel erhalten. 

  

7 Österreich: „Obsorge“ 
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(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass Ungewissheit über das tatsächliche Alter des 
Opfers die Einleitung strafrechtlicher Ermittlungen nicht verhindert. 

Art. 35 Vernehmung des Kindes8

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass 

a) die Vernehmung des Kindes ohne ungerechtfertigte Verzögerung erfolgt, 
nachdem den zuständigen Behörden der Sachverhalt zur Kenntnis gebracht 
worden ist; 

b) die Vernehmung des Kindes erforderlichenfalls in zu diesem Zweck gestal-
teten oder angepassten Räumlichkeiten stattfindet; 

c) die Vernehmung des Kindes von zu diesem Zweck geschulten fachkundigen 
Personen durchgeführt wird; 

d) alle Vernehmungen des Kindes, soweit möglich und angemessen, von den-
selben Personen durchgeführt werden; 

e) die Anzahl der Vernehmungen auf ein Mindestmass und das für die Zwecke 
des Strafverfahrens unbedingt Erforderliche beschränkt wird; 

f) das Kind von seinem gesetzlichen Vertreter oder, soweit angemessen, einem 
Erwachsenen seiner Wahl begleitet werden kann, sofern nicht eine gegen-
teilige, begründete Entscheidung in Bezug auf diese Person getroffen wor-
den ist. 

(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass nach den Vorschriften ihres innerstaatlichen 
Rechts die Vernehmung des Opfers oder, soweit angemessen, die Vernehmung eines 
kindlichen Zeugen auf Video aufgezeichnet werden kann und diese Aufzeichnungen 
in dem Strafverfahren als Beweismittel zugelassen werden. 
(3) Sofern Ungewissheit über das Alter des Opfers und Grund zur Annahme beste-
hen, dass das Opfer ein Kind ist, so sind die Massnahmen nach den Absätzen 1 und 
2 anzuwenden, bis sein Alter überprüft und festgestellt worden ist. 

Art. 36 Gerichtsverfahren 
(1) Jede Vertragspartei trifft unter gebührender Beachtung der für die Unabhängig-
keit der Rechtsberufe geltenden Vorschriften die erforderlichen gesetzgeberischen 
oder sonstigen Massnahmen, um sicherzustellen, dass allen am Gerichtsverfahren 
beteiligten Personen, insbesondere den Richtern, Staatsanwälten und Rechtsanwäl-
ten, Schulungen auf dem Gebiet der Rechte der Kinder, der sexuellen Ausbeutung 
und des sexuellen Missbrauchs von Kindern angeboten werden. 

  

8 Schweiz: "Einvernahme" und entsprechend im Folgenden 
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(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass nach den Vorschriften ihres innerstaatlichen 
Rechts 

a) der Richter anordnen kann, dass die Verhandlung unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit stattfindet; 

b) das Opfer vor Gericht vernommen werden kann, ohne dort anwesend zu 
sein, insbesondere durch den Einsatz geeigneter Kommunikationstechnolo-
gien. 

Kapitel VIII – Aufzeichnung und Speicherung von Daten 

Art. 37 Aufzeichnung und Speicherung nationaler Daten über verurteilte 
Sexualstraftäter 

(1) Zum Zweck der Verhütung und Verfolgung von in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten trifft jede Vertragspartei die erforderli-
chen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnahmen, um im Einklang mit den ein-
schlägigen Bestimmungen über den Schutz personenbezogener Daten und anderen 
im innerstaatlichen Recht vorgesehenen geeigneten Vorschriften und Garantien die 
Daten über die Identität sowie den genetischen Fingerabdruck (DNA) von Personen 
aufzuzeichnen und zu speichern, die wegen in Übereinstimmung mit diesem Über-
einkommen umschriebenen Straftaten verurteilt worden sind. 
(2) Jede Vertragspartei teilt dem Generalsekretär des Europarats bei der Unterzeich-
nung oder bei der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde Name und Anschrift der für die Zwecke des Absatzes 1 zu-
ständigen nationalen Behörde mit. 
(3) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass die in Absatz 1 genannten Informationen der 
zuständigen Behörde einer anderen Vertragspartei im Einklang mit den in ihrem 
innerstaatlichen Recht festgelegten Bedingungen und den einschlägigen völkerrecht-
lichen Übereinkünften übermittelt werden können. 

Kapitel IX – Internationale Zusammenarbeit 

Art. 38 Allgemeine Grundsätze und Massnahmen der internationalen Zu-
sammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten untereinander im Einklang mit diesem Überein-
kommen im grösstmöglichen Umfang zusammen, indem sie einschlägige geltende 
internationale und regionale Übereinkünfte sowie Übereinkünfte, die auf der Grund-
lage einheitlicher oder auf Gegenseitigkeit beruhender Rechtsvorschriften getroffen 
wurden, und innerstaatliche Rechtsvorschriften für folgende Zwecke anwenden: 
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a) die Verhütung und die Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und des se-
xuellen Missbrauchs von Kindern; 

b) den Schutz und die Unterstützung von Opfern; 
c) die Ermittlungen oder die Verfahren wegen in Übereinstimmung mit diesem 

Übereinkommen umschriebener Straftaten. 
(2) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Massnahmen, um sicherzustellen, dass die Opfer einer in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschriebenen und im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, 
das nicht das Hoheitsgebiet ist, in dem die Opfer ihren Wohnsitz haben, begangenen 
Straftat bei den zuständigen Behörden des Wohnsitzstaats Anzeige erstatten können. 
(3) Erhält eine Vertragspartei, welche die Rechtshilfe in Strafsachen oder die Auslie-
ferung vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein Rechtshilfe- oder Ausliefe-
rungsersuchen von einer Vertragspartei, mit der sie keinen entsprechenden Vertrag 
hat, so kann sie dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für die Rechtshilfe in 
Strafsachen oder die Auslieferung in Bezug auf die in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten ansehen. 
(4) Jede Vertragspartei bemüht sich, soweit angemessen, die Verhütung und Be-
kämpfung der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern in 
Entwicklungshilfeprogramme zu Gunsten von Drittstaaten aufzunehmen. 

Kapitel X – Überwachungsmechanismus 

Art. 39 Ausschuss der Vertragsparteien 
(1) Der Ausschuss der Vertragsparteien besteht aus den Vertretern der Vertragspar-
teien des Übereinkommens. 
(2) Der Ausschuss der Vertragsparteien wird vom Generalsekretär des Europarats 
einberufen. Seine erste Sitzung findet innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens für den zehnten Unterzeichner, der es ratifiziert hat, statt. 
Danach tritt der Ausschuss immer dann zusammen, wenn mindestens ein Drittel der 
Vertragsparteien oder der Generalsekretär dies beantragt. 
(3) Der Ausschuss der Vertragsparteien gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Art. 40 Andere Vertreter 
(1) Die Parlamentarische Versammlung des Europarats, der Menschenrechtskom-
missar, der Europäische Ausschuss für Strafrechtsfragen (CDPC) sowie weitere 
einschlägige zwischenstaatliche Ausschüsse des Europarats benennen jeweils einen 
Vertreter für den Ausschuss der Vertragsparteien. 
(2) Das Ministerkomitee kann weitere Organe des Europarats auffordern, einen 
Vertreter für den Ausschuss der Vertragsparteien zu benennen, nachdem es diesen 
konsultiert hat. 
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(3) Vertreter der Zivilgesellschaft und insbesondere der nichtstaatlichen Organisati-
onen können nach dem durch die einschlägigen Vorschriften des Europarats festge-
legten Verfahren im Ausschuss der Vertragsparteien als Beobachter zugelassen 
werden. 
(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 benannten Vertreter nehmen an den Sitzungen des 
Ausschusses der Vertragsparteien ohne Stimmrecht teil. 

Art. 41 Aufgaben des Ausschusses der Vertragsparteien 
(1) Der Ausschuss der Vertragsparteien überwacht die Durchführung dieses Über-
einkommens. In der Geschäftsordnung des Ausschusses der Vertragsparteien ist das 
Verfahren zur Bewertung der Durchführung des Übereinkommens festgelegt. 
(2) Der Ausschuss der Vertragsparteien erleichtert die Sammlung, Analyse und den 
Austausch von Informationen, Erfahrungen und bewährten Verfahren zwischen den 
Staaten, um ihre Fähigkeit zu verbessern, sexuelle Ausbeutung und sexuellen Miss-
brauch von Kindern zu verhüten und zu bekämpfen. 
(3) Der Ausschuss der Vertragsparteien wird gegebenenfalls auch 

a) die wirksame Anwendung und Durchführung dieses Übereinkommens er-
leichtern oder verbessern, einschliesslich der Feststellung aller damit zu-
sammenhängenden Probleme sowie der Auswirkungen aller Erklärungen 
oder Vorbehalte zu diesem Übereinkommen; 

b) eine Stellungnahme zu allen Fragen, welche die Anwendung dieses Überein-
kommens betreffen, abgeben und den Informationsaustausch über wichtige 
rechtliche, politische oder technische Entwicklungen erleichtern. 

(4) Der Ausschuss der Vertragsparteien wird bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
nach diesem Artikel vom Sekretariat des Europarats unterstützt. 
(5) Der Europäische Ausschuss für Strafrechtsfragen (CDPC) wird in regelmässigen 
Zeitabständen über die Tätigkeiten nach den Absätzen 1, 2 und 3 unterrichtet. 

Kapitel XI – Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Übereinkünften 

Art. 42 Verhältnis zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte des Kindes und dem Fakultativprotokoll zu jenem Überein-
kommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 
und die Kinderpornografie 

Dieses Übereinkommen lässt die Rechte und Pflichten aus dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes und dem Fakultativprotokoll zu 
jenem Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 
und die Kinderpornografie unberührt; es soll den darin vorgesehenen Schutz ver-
stärken und die darin enthaltenen Standards fortentwickeln und ergänzen. 
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Art. 43 Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Übereinkünften 
(1) Dieses Übereinkommen lässt die Rechte und Pflichten aus anderen völkerrechtli-
chen Übereinkünften unberührt, denen die Vertragsparteien dieses Übereinkommens 
jetzt oder künftig als Vertragsparteien angehören und die Bestimmungen zu durch 
dieses Übereinkommen geregelten Fragen enthalten und die in grösserem Umfang 
Schutz und Unterstützung für Kinder, die Opfer von sexueller Ausbeutung und 
sexuellem Missbrauch geworden sind, gewährleisten. 
(2) Die Vertragsparteien des Übereinkommens können untereinander zwei- oder 
mehrseitige Übereinkünfte über Fragen schliessen, die in diesem Übereinkommen 
geregelt sind, um seine Bestimmungen zu ergänzen oder zu verstärken oder die 
Anwendung der darin enthaltenen Grundsätze zu erleichtern. 
(3) Unbeschadet des Ziels und Zwecks dieses Übereinkommens und seiner unein-
geschränkten Anwendung gegenüber anderen Vertragsparteien wenden Vertragspar-
teien, die Mitglieder der Europäischen Union sind, in ihren Beziehungen unterein-
ander die Vorschriften der Gemeinschaft und der Europäischen Union an, soweit es 
für die betreffende Frage Vorschriften der Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union gibt und diese auf den konkreten Fall anwendbar sind. 

Kapitel XII – Änderungen des Übereinkommens 

Art. 44 Änderungen 
(1) Jeder Änderungsvorschlag einer Vertragspartei zu diesem Übereinkommen wird 
an den Generalsekretär des Europarats übermittelt, der ihn an die Mitgliedstaaten 
des Europarats, jeden Unterzeichner, jeden Vertragsstaat, die Europäische Gemein-
schaft, jeden nach Artikel 45 Absatz 1 zur Unterzeichnung des Übereinkommens 
und jeden nach Artikel 46 Absatz 1 zum Beitritt zu dem Übereinkommen eingelade-
nen Staat weiterleitet. 
(2) Jede von einer Vertragspartei vorgeschlagene Änderung wird dem Europäischen 
Ausschuss für Strafrechtsfragen (CDPC) übermittelt; dieser unterbreitet dem Minis-
terkomitee seine Stellungnahme zu dem Änderungsvorschlag. 
(3) Das Ministerkomitee prüft den Änderungsvorschlag und die vom CDPC unter-
breitete Stellungnahme und kann nach Konsultation der Nichtmitgliedstaaten, die 
Vertragsparteien des Übereinkommens sind, die Änderung beschliessen. 
(4) Der Wortlaut jeder vom Ministerkomitee nach Absatz 3 beschlossenen Änderung 
wird den Vertragsparteien zur Annahme übermittelt. 
(5) Jede nach Absatz 3 beschlossene Änderung tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von einem Monat nach dem Tag folgt, an dem alle 
Vertragsparteien dem Generalsekretär mitgeteilt haben, dass sie die Änderung 
angenommen haben. 
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Kapitel XII – Schlussbestimmungen 

Art. 45 Unterzeichnung und Inkrafttreten 
(1) Dieses Übereinkommen liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats, die Nicht-
mitgliedstaaten, die sich an seiner Ausarbeitung beteiligt haben, und für die Europäi-
sche Gemeinschaft zur Unterzeichnung auf. 
(2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim General-
sekretär des Europarats hinterlegt. 
(3) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen 
Zeitabschnitt von drei Monaten nach dem Tag folgt, an dem fünf Unterzeichner, 
darunter mindestens drei Mitgliedstaaten des Europarats, nach Absatz 2 ihre Zu-
stimmung ausgedrückt haben, durch das Übereinkommen gebunden zu sein. 
(4) Drückt ein in Absatz 1 genannter Staat oder die Europäische Gemeinschaft seine 
oder ihre Zustimmung, durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein, später aus, 
so tritt es für ihn oder sie am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitab-
schnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde folgt. 

Art. 46 Beitritt zum Übereinkommen 
(1) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens kann das Ministerkomitee des Euro-
parats nach Konsultation der Vertragsparteien des Übereinkommens und mit deren 
einhelliger Zustimmung jeden Nichtmitgliedstaat des Europarats, der sich nicht an 
der Ausarbeitung des Übereinkommens beteiligt hat, einladen, dem Übereinkommen 
beizutreten; der Beschluss dazu wird mit der in Artikel 20 Buchstabe d der Satzung 
des Europarats vorgesehenen Mehrheit und mit einhelliger Zustimmung der Vertre-
ter der Vertragsstaaten, die Anspruch auf einen Sitz im Ministerkomitee haben, 
gefasst. 
(2) Für jeden beitretenden Staat tritt das Übereinkommen am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde beim Generalsekretär des Europarats folgt. 

Art. 47 Räumlicher Geltungsbereich 
(1) Jeder Staat oder die Europäische Gemeinschaft kann bei der Unterzeichnung 
oder bei der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde einzelne oder mehrere Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses Über-
einkommen Anwendung findet. 
(2) Jede Vertragspartei kann jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des 
Europarats gerichtete Erklärung die Anwendung dieses Übereinkommens auf jedes 
weitere in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet erstrecken, für dessen internati-
onale Beziehungen sie verantwortlich ist oder in dessen Namen Verpflichtungen 
einzugehen sie ermächtigt ist. Das Übereinkommen tritt für dieses Hoheitsgebiet am 
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ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach 
Eingang der Erklärung beim Generalsekretär folgt. 
(3) Jede nach den Absätzen 1 und 2 abgegebene Erklärung kann in Bezug auf jedes 
darin bezeichnete Hoheitsgebiet durch eine an den Generalsekretär des Europarats 
gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Die Rücknahme wird am ersten 
Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Ein-
gang der Notifikation beim Generalsekretär folgt. 

Art. 48 Vorbehalte 
Mit Ausnahme der ausdrücklich vorgesehenen Vorbehalte sind Vorbehalte zu die-
sem Übereinkommen nicht zulässig. Sie können jederzeit zurückgenommen werden. 

Art. 49 Kündigung 
(1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen jederzeit durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation kündigen. 
(2) Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitab-
schnitt von drei Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt. 

Art. 50 Notifikation 
Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedstaaten des Europarats, 
jedem Unterzeichnerstaat, jedem Vertragsstaat, der Europäischen Gemeinschaft, 
jedem nach Artikel 45 zur Unterzeichnung dieses Übereinkommens und jedem nach 
Artikel 46 zum Beitritt zu diesem Übereinkommen eingeladenen Staat 

a) jede Unterzeichnung; 
b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Bei-

trittsurkunde; 
c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach den Arti-

keln 45 und 46; 
d) jede nach Artikel 44 beschlossene Änderung sowie den Zeitpunkt, zu dem 

sie in Kraft tritt; 
e) jede Kündigung nach Artikel 49; 
f) jede andere Handlung, Notifikation oder Mitteilung im Zusammenhang mit 

dem Übereinkommen; 
g) jeden Vorbehalt nach Artikel 48. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Über-
einkommen unterschrieben. 
Geschehen zu XX am [Datum] in englischer und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Euro-
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parats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mit-
gliedstaaten des Europarats, den Nichtmitgliedstaaten, die sich an der Ausarbeitung 
dieses Übereinkommens beteiligt haben, der Europäischen Gemeinschaft und allen 
zum Beitritt zu dem Übereinkommen eingeladenen Staaten beglaubigte Abschriften. 
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    Préambule 
 
    Les Etats membres du Conseil de l’Europe et les autres signataires de la présente Convention; 
 
    Considérant  que  le  but  du Conseil  de  l’Europe  est  de  réaliser  une  union  plus  étroite  entre  ses 

membres; 
 
    Considérant que tout enfant a droit, de la part de sa famille, de la société et de l’Etat, aux mesures 

de protection qu’exige sa condition de mineur; 
 
    Constatant que l’exploitation sexuelle des enfants, notamment sous les formes de la pornographie 

enfantine et de la prostitution, ainsi que toutes les formes d’abus sexuel concernant des enfants, y 
compris  lorsque  les  faits  sont  commis  à  l’étranger,  mettent  gravement  en  péril  la  santé  et  le 
développement psychosocial de l’enfant; 

 
    Constatant que  l’exploitation et  les abus sexuels concernant des enfants ont pris des dimensions 

inquiétantes  tant au niveau national qu’international, notamment pour  ce qui est de  l’utilisation 
accrue  des  technologies  de  communication  et  d’information  par  les  enfants  et  les  auteurs 
d’infractions,  et  que,  pour  les  prévenir  et  les  combattre,  une  coopération  internationale  s’avère 
indispensable; 

 
    Considérant  que  le  bien‐être  et  l’intérêt  supérieur  des  enfants  sont  des  valeurs  fondamentales 

partagées par tous les Etats membres et doivent être promus sans aucune discrimination; 
 
    Rappelant  le  Plan  d’action  adopté  lors  du  3e  Sommet  des  chefs  d’Etat  et  de  gouvernement  du 

Conseil de l’Europe (Varsovie, 16‐17 mai 2005), qui préconise l’élaboration de mesures pour mettre 
fin à l’exploitation sexuelle des enfants; 

 
    Rappelant notamment  les Recommandations suivantes du Comité des Ministres: no R  (91) 11 sur 

l’exploitation sexuelle, la pornographie, la prostitution, ainsi que sur le trafic d’enfants et de jeunes 
adultes et Rec(2001)16 sur la protection des enfants contre l’exploitation sexuelle, et la Convention 
sur  la  cybercriminalité  (STE  no 185),  et  en  particulier  son  article 9,  ainsi  que  la  Convention  du 
Conseil de l’Europe sur la lutte contre la traite des êtres humains (STCE no 197); 

 
    Ayant  à  l’esprit  la  Convention  de  sauvegarde  des  Droits  de  l’Homme  et  des  Libertés 

fondamentales  (1950,  STE  no 5),  la  Charte  sociale  européenne  révisée  (1996,  STE  no 163),  la 
Convention européenne sur l’exercice des droits des enfants (1996, STE no 160); 

 
    Ayant  également  à  l’esprit  la Convention  des Nations Unies  relative  aux  droits  de  l’enfant,  en 

particulier  l’article  34,  le  Protocole  facultatif  concernant  la  vente  d’enfants,  la  prostitution  des 
enfants  et  la pornographie mettant  en  scène des  enfants,  ainsi que  le Protocole  additionnel  à  la 
Convention  des Nations Unies  contre  la  criminalité  transnationale  organisée  visant  à  prévenir, 
réprimer  et punir  la  traite des personnes,  en particulier des  femmes  et des  enfants,  ainsi que  la 
Convention de  l’Organisation  internationale du  travail concernant  l’interdiction des pires  formes 
de travail des enfants et l’action immédiate en vue de leur élimination; 



  STCE 201 – Protection des enfants contre lʹexploitation et les abus sexuels, 25.X.2007  3 
_______________________________________________________________________________________________ 
 
 
    Ayant  à  l’esprit  la Décision‐cadre  du  Conseil  de  l’Union  européenne  relative  à  la  lutte  contre 

l’exploitation  sexuelle  des  enfants  et  la  pédopornographie  (2004/68/JAI),  la  Décision‐cadre  du 
Conseil de l’Union européenne relative au statut des victimes dans le cadre de procédures pénales 
(2001/220/JAI) et  la Décision‐cadre du Conseil de  l’Union européenne relative à  la  lutte contre  la 
traite des êtres humains (2002/629/JAI); 

 
    Tenant dûment compte d’autres  instruments  juridiques et programmes  internationaux pertinents 

dans ce domaine, notamment la Déclaration et le Programme d’action de Stockholm, adoptés lors 
du 1er Congrès mondial  contre  l’exploitation  sexuelle des enfants à des  fins  commerciales  (27‐31 
août  1996);  l’Engagement  mondial  de  Yokohama,  adopté  lors  du  2e  Congrès  mondial  contre 
l’exploitation sexuelle des enfants à des fins commerciales (17‐20 décembre 2001); l’Engagement et 
le plan d’action de Budapest, adoptés à l’issue de la conférence préparatoire du 2e Congrès mondial 
contre  l’exploitation  sexuelle  des  enfants  à  des  fins  commerciales  (20‐21  novembre  2001);  la 
Résolution  adoptée  par  l’Assemblée  générale  des Nations  Unies  S‐27/2  «Un monde  digne  des 
enfants» et  le Programme  triennal «Construire une Europe pour et avec  les enfants», adopté à  la 
suite du 3e Sommet et lancé par la Conférence de Monaco (4‐5 avril 2006); 

 
    Déterminés à contribuer efficacement à réaliser l’objectif commun consistant à protéger les enfants 

contre  l’exploitation et  les abus sexuels quels qu’en soient  les auteurs, et à  fournir une assistance 
aux victimes; 

 
    Tenant compte de la nécessité d’élaborer un instrument international global qui soit centré sur les 

aspects  liés  à  la prévention,  la protection  et  le droit pénal  en matière de  lutte  contre  toutes  les 
formes d’exploitation et d’abus sexuel concernant des enfants, et qui mette en place un mécanisme 
de suivi spécifique; 

 
    Sont convenus de ce qui suit: 
 
Chapitre I – Objet, principe de non‐discrimination et définitions 
 
    Article 1 – Objet 
 
  1  La présente Convention a pour objet:  
 
    a  de prévenir et de combattre l’exploitation et les abus sexuels concernant des enfants; 
 
    b  de protéger les droits des enfants victimes d’exploitation et d’abus sexuels; 
 
    c  de  promouvoir  la  coopération  nationale  et  internationale  contre  l’exploitation  et  les  abus 

sexuels concernant des enfants. 
 
  2  Afin  d’assurer  une  mise  en  œuvre  efficace  de  ses  dispositions  par  les  Parties,  la  présente 

Convention met en place un mécanisme de suivi spécifique.  
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    Article 2 – Principe de non‐discrimination 
 
    La mise en œuvre de la présente Convention par les Parties, en particulier le bénéfice des mesures 

visant  à  protéger  les  droits  des  victimes,  doit  être  assurée  sans  discrimination  aucune,  fondée 
notamment sur le sexe, la race,  la couleur, la  langue,  la religion,  les opinions politiques ou toutes 
autres opinions, lʹorigine nationale ou sociale, lʹappartenance à une minorité nationale, la fortune, 
la naissance, l’orientation sexuelle, l’état de santé, le handicap ou toute autre situation. 

 
    Article 3 – Définitions 
 
    Aux fins de la présente Convention: 
 
    a  le terme «enfant» désigne toute personne âgée de moins de 18 ans; 
 
    b  l’expression «exploitation et abus sexuels concernant des enfants»  inclut  les comportements 

visés aux articles 18 à 23 de la présente Convention; 
 
    c  le terme «victime» désigne tout enfant victime d’exploitation ou d’abus sexuels. 
 
Chapitre II – Mesures préventives 
 
    Article 4 – Principes  
 
    Chaque  Partie  prend  les mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  prévenir  toute  forme 

d’exploitation et d’abus sexuels concernant des enfants et pour protéger ces derniers. 
 
    Article 5 – Recrutement,  formation  et  sensibilisation  des  personnes  travaillant  au  contact  des 

enfants  
 
  1  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  promouvoir  la 

sensibilisation à la protection et aux droits de l’enfant des personnes amenées à avoir des contacts 
réguliers avec des enfants dans les secteurs de l’éducation, de la santé, de la protection sociale, de 
la justice, des forces de l’ordre ainsi que dans les secteurs relatifs aux activités sportives, culturelles 
et de loisirs.  

 
  2  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour que  les personnes visées 

au paragraphe 1 aient une connaissance adéquate de l’exploitation et des abus sexuels concernant 
des enfants, des moyens de les détecter et de la possibilité prévue à l’article 12, paragraphe 1. 

 
  3  Chaque  Partie  prend  les mesures  législatives  ou  autres  nécessaires,  conformément  à  son  droit 

interne,  pour  que  les  conditions  d’accès  aux  professions  dont  l’exercice  comporte  de manière 
habituelle des contacts avec les enfants permettent de s’assurer que les candidats à ces professions 
n’ont pas été condamnés pour des actes d’exploitation ou d’abus sexuels concernant des enfants. 
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    Article 6 – Education des enfants 
 
    Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que les enfants reçoivent, 

au cours de  la scolarité primaire et secondaire, des  informations sur  les  risques d’exploitation et 
d’abus sexuels, ainsi que sur les moyens de se protéger, adaptées à leur stade de développement. 
Cette  information,  dispensée,  le  cas  échéant,  en  association  avec  les  parents,  s’inscrit  dans  une 
information plus générale sur la sexualité et porte une attention particulière aux situations à risque, 
notamment  celles  résultant  de  l’utilisation  des  nouvelles  technologies  de  l’information  et  de  la 
communication. 

 
    Article 7 – Programmes ou mesures d’intervention préventive 
 
    Chaque Partie veille à ce que les personnes qui craignent pouvoir commettre l’une des infractions 

établies  conformément  à  la  présente  Convention  puissent  accéder,  le  cas  échéant,  à  des 
programmes ou mesures d’intervention  efficaces destinés  à  évaluer  et  à prévenir  les  risques de 
passage à l’acte.  

 
    Article 8 – Mesures à l’égard du public 
 
  1  Chaque Partie promeut ou organise des campagnes de sensibilisation qui informent le public sur le 

phénomène de l’exploitation et des abus sexuels concernant des enfants et les mesures préventives 
qui peuvent être prises. 

 
  2  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour prévenir ou  interdire  la 

diffusion  de matériels  qui  font  la  publicité  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente 
Convention. 

 
    Article 9 – Participation des enfants, du secteur privé, des médias et de la société civile 
 
  1  Chaque  Partie  encourage  la  participation  des  enfants,  selon  leur  stade  de  développement,  à 

l’élaboration et à la mise en œuvre des politiques, des programmes publics ou autres portant sur la 
lutte contre l’exploitation et les abus sexuels concernant des enfants. 

 
  2  Chaque  Partie  encourage  le  secteur  privé,  notamment  les  secteurs  des  technologies  de 

communication et de l’information, l’industrie du tourisme et du voyage et les secteurs bancaires et 
financiers, ainsi que la société civile, à participer à l’élaboration et à la mise en œuvre des politiques 
de prévention de  l’exploitation et des abus sexuels concernant des enfants, et à mettre en œuvre 
des normes internes à travers l’autorégulation ou la corégulation. 

 
  3  Chaque  Partie  encourage  les médias  à  fournir  une  information  appropriée  concernant  tous  les 

aspects  de  l’exploitation  et  des  abus  sexuels  concernant  des  enfants,  dans  le  respect  de 
l’indépendance des médias et de la liberté de la presse. 

 
  4  Chaque Partie encourage  le  financement, y compris,  le cas échéant, par  la création de  fonds, des 

projets  et programmes pris  en  charge par  la  société  civile  en vue de prévenir  et de protéger  les 
enfants contre l’exploitation et les abus sexuels. 
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Chapitre III – Autorités spécialisées et instances de coordination 
 
    Article 10 – Mesures nationales de coordination et de collaboration 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures nécessaires pour assurer la coordination au plan national ou local 

entre les différentes instances chargées de la protection des enfants, la prévention et la lutte contre 
l’exploitation et les abus sexuels concernant des enfants, notamment le secteur de l’éducation et de 
la santé, les services sociaux, les forces de l’ordre et les autorités judiciaires. 

 
  2  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour mettre  en  place  ou 

désigner: 
 
    a  des  institutions  nationales  ou  locales  indépendantes  compétentes  pour  la  promotion  et  la 

protection des droits de  l’enfant,  en veillant à  ce qu’elles  soient dotées de  ressources  et de 
responsabilités spécifiques;  

 
    b  des mécanismes de  recueil de données ou des points d’information, au niveau national ou 

local et en coopération avec la société civile, permettant, dans le respect des exigences liées à 
la protection des données à caractère personnel, l’observation et l’évaluation des phénomènes 
d’exploitation et d’abus sexuels concernant des enfants. 

 
  3  Chaque Partie encourage la coopération entre les pouvoirs publics compétents, la société civile et le 

secteur privé, afin de mieux prévenir et combattre l’exploitation et les abus sexuels concernant des 
enfants. 

 
Chapitre IV – Mesures de protection et assistance aux victimes 
 
    Article 11 – Principes  
 
  1  Chaque  Partie  établit  des  programmes  sociaux  efficaces  et  met  en  place  des  structures 

pluridisciplinaires visant à fournir l’appui nécessaire aux victimes, à leurs parents proches et à ceux 
auxquels elles sont confiées. 

 
  2  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour que, en cas d’incertitude 

sur l’âge de la victime et lorsqu’il existe des raisons de croire qu’elle est un enfant, les mesures de 
protection et d’assistance prévues pour les enfants lui soient accordées, dans l’attente que son âge 
soit vérifié et établi. 

 
    Article 12 – Signalement des soupçons d’exploitation ou d’abus sexuels 
 
  1  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  que  les  règles  de 

confidentialité imposées par le droit interne à certains professionnels amenés à travailler en contact 
avec des enfants ne  fassent pas obstacle à  la possibilité, pour ces professionnels, de signaler aux 
services chargés de  la protection de  l’enfance,  toute situation d’un enfant pour  lequel  ils ont des 
motifs raisonnables de croire qu’il est victime d’exploitation ou d’abus sexuels. 

 
  2  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour encourager toute personne 

ayant  connaissance  ou  suspectant,  de  bonne  foi,  des  faits  d’exploitation  ou  d’abus  sexuels 
concernant des enfants à les signaler aux services compétents. 
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    Article 13 – Services d’assistance  
 
    Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour encourager et soutenir la 

mise  en  place  de  services  de  communication,  tels  que  des  lignes  téléphoniques  ou  internet, 
permettant de prodiguer des conseils aux appelants, même confidentiellement ou dans  le respect 
de leur anonymat. 

 
    Article 14 – Assistance aux victimes 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour assister, à court et à long 

termes,  les victimes  en vue d’assurer  leur  rétablissement physique  et psychosocial. Les mesures 
prises  en  application  du  présent  paragraphe  tiennent  dûment  compte  des  vues,  besoins  et 
préoccupations de l’enfant. 

 
  2  Chaque  Partie  prend  des mesures,  selon  les  conditions  prévues  par  son  droit  interne,  afin  de 

coopérer  avec  les  organisations  non  gouvernementales,  d’autres  organisations  compétentes  ou 
d’autres éléments de la société civile, engagés dans l’assistance aux victimes. 

 
  3  Lorsque  les parents ou  les personnes auxquelles  l’enfant est  confié  sont  impliqués dans  les  faits 

d’exploitation ou d’abus  sexuels  commis à  son encontre,  les procédures d’intervention prises en 
application du paragraphe 1 de l’article 11 comportent: 

 
    –  la possibilité d’éloigner l’auteur présumé des faits; 
 
    –   la possibilité de retirer la victime de son milieu familial. Les modalités et la durée de ce retrait 

sont déterminées conformément à l’intérêt supérieur de l’enfant. 
 
  4  Chaque  Partie  prend  les mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  que  les  proches  de  la 

victime  puissent  bénéficier,  le  cas  échéant,  d’une  aide  thérapeutique,  notamment  d’un  soutien 
psychologique d’urgence. 

 
Chapitre V – Programmes ou mesures d’intervention  
 
    Article 15 – Principes généraux 
 
  1  Chaque Partie prévoit ou promeut, conformément à son droit interne, des programmes ou mesures 

d’intervention  efficaces  pour  les  personnes  visées  à  l’article  16,  paragraphes  1  et  2,  en  vue  de 
prévenir et de minimiser les risques de réitération d’infractions à caractère sexuel sur des enfants. 
Ces programmes ou mesures doivent être accessibles à  tout moment de  la procédure, en milieu 
carcéral et à l’extérieur, selon les conditions définies par le droit interne. 

 
  2  Chaque  Partie  prévoit  ou  promeut,  conformément  à  son  droit  interne,  le  développement  de 

partenariats  ou  autres  formes  de  coopération  entre  les  autorités  compétentes,  notamment  les 
services de santé et les services sociaux, et les autorités judiciaires et autres en charge du suivi des 
personnes visées à l’article 16, paragraphes 1 et 2. 
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  3  Chaque  Partie  prévoit,  conformément  à  son  droit  interne,  d’effectuer  une  évaluation  de  la 

dangerosité  et  des  risques  de  réitération  éventuels  d’infractions  établies  conformément  à  la 
présente Convention des personnes visées à l’article 16, paragraphes 1 et 2, dans le but d’identifier 
les programmes ou mesures appropriés. 

 
  4  Chaque Partie prévoit, conformément à son droit interne, d’effectuer une évaluation de l’efficacité 

des programmes et mesures d’intervention mis en œuvre. 
 
    Article 16 – Destinataires des programmes et mesures d’intervention 
 
  1  Chaque Partie prévoit, conformément à son droit interne, que les personnes poursuivies pour l’une 

des infractions établies conformément à la présente Convention, puissent accéder aux programmes 
ou  mesures  mentionnés  à  l’article  15,  paragraphe  1,  dans  des  conditions  qui  ne  soient  ni 
préjudiciables  ni  contraires  aux  droits  de  la  défense  et  aux  exigences  d’un  procès  équitable  et 
impartial,  et  notamment  dans  le  respect  des  règles  qui  régissent  le  principe  de  la  présomption 
d’innocence. 

 
  2  Chaque  Partie  prévoit,  conformément  à  son  droit  interne,  que  les  personnes  condamnées  pour 

avoir  commis  l’une  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente  Convention  puissent 
accéder aux programmes ou mesures mentionnés à l’article 15, paragraphe 1. 

 
  3  Chaque  Partie  prévoit,  conformément  à  son  droit  interne,  que  des  programmes  ou  mesures 

d’intervention soient mis en place ou adaptés pour répondre aux besoins  liés au développement 
des enfants qui ont commis des infractions à caractère sexuel, y compris ceux en deçà de l’âge de la 
responsabilité pénale, afin de traiter leurs problèmes de comportement sexuel. 

 
    Article 17 – Information et consentement 
 
  1  Chaque Partie prévoit,  conformément  à  son droit  interne, que  les personnes visées  à  l’article 16 

auxquelles des programmes ou mesures d’intervention sont proposés, soient pleinement informées 
des raisons de cette proposition et qu’elles consentent au programme ou à  la mesure en parfaite 
connaissance de cause. 

 
  2  Chaque  Partie  prévoit,  conformément  à  son  droit  interne,  que  les  personnes  auxquelles  des 

programmes  ou  mesures  d’intervention  sont  proposés  puissent  les  refuser  et,  s’il  s’agit  de 
personnes  condamnées,  qu’elles  soient  informées  des  conséquences  éventuelles  qui  pourraient 
s’attacher à leur refus. 

 
Chapitre VI – Droit pénal matériel 
 
    Article 18 – Abus sexuels 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

les comportements intentionnels suivants: 
 
    a  le fait de se livrer à des activités sexuelles avec un enfant qui, conformément aux dispositions 

pertinentes du droit national, n’a pas atteint l’âge légal pour entretenir des activités sexuelles; 
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    b  le fait de se livrer à des activités sexuelles avec un enfant: 
 
      –  en faisant usage de la contrainte, de la force ou de menaces; ou 
 
      –  en abusant d’une position reconnue de confiance, d’autorité ou d’influence sur l’enfant, 

y compris au sein de la famille; ou 
 
      –  en abusant d’une situation de particulière vulnérabilité de l’enfant, notamment en raison 

d’un handicap physique ou mental ou d’une situation de dépendance. 
 
  2  Pour  l’application  du  paragraphe  1,  chaque  Partie  détermine  l’âge  en  deçà  duquel  il  n’est  pas 

permis de se livrer à des activités sexuelles avec un enfant. 
 
  3  Les dispositions du paragraphe 1.a n’ont pas pour objet de régir  les activités sexuelles consenties 

entre mineurs. 
 
  Article 19 – Infractions se rapportant à la prostitution enfantine 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

les comportements intentionnels suivants: 
 
    a  le fait de recruter un enfant pour qu’il se livre à la prostitution ou de favoriser la participation 

d’un enfant à la prostitution; 
 
    b  le fait de contraindre un enfant à se livrer à la prostitution ou d’en tirer profit ou d’exploiter 

un enfant de toute autre manière à de telles fins; 
 
    c  le fait d’avoir recours à la prostitution d’un enfant. 
 
  2  Aux fins du présent article, l’expression «prostitution enfantine» désigne le fait d’utiliser un enfant 

aux  fins  d’activités  sexuelles,  en  offrant  ou  en  promettant  de  l’argent  ou  toute  autre  forme  de 
rémunération, de paiement ou d’avantage, que cette rémunération, ce paiement, cette promesse ou 
cet avantage soit fait à l’enfant ou à un tiers. 

 
    Article 20 – Infractions se rapportant à la pornographie enfantine 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

les comportements intentionnels suivants, lorsqu’ils sont commis sans droit: 
 
    a  la production de pornographie enfantine; 
 
    b  l’offre ou la mise à disposition de pornographie enfantine; 
 
    c  la diffusion ou la transmission de pornographie enfantine; 
 
    d  le fait de se procurer ou de procurer à autrui de la pornographie enfantine; 
 
    e  la possession de pornographie enfantine; 
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    f  le fait d’accéder, en connaissance de cause et par le biais des technologies de communication 

et d’information, à de la pornographie enfantine. 
 
  2  Aux  fins  du  présent  article,  l’expression  « pornographie  enfantine »  désigne  tout  matériel 

représentant de manière visuelle un enfant se  livrant à un comportement sexuellement explicite, 
réel ou simulé, ou toute représentation des organes sexuels d’un enfant à des fins principalement 
sexuelles. 

 
  3  Chaque Partie peut se réserver le droit de ne pas appliquer, en tout ou en partie, le paragraphe 1.a 

et e à la production et à la possession:  
 
    –  de matériel pornographique constitué exclusivement de représentations simulées ou d’images 

réalistes d’un enfant qui n’existe pas; 
 
    –  de matériel pornographique impliquant des enfants ayant atteint l’âge fixé en application de 

l’article 18, paragraphe 2, lorsque ces images sont produites et détenues par ceux‐ci, avec leur 
accord et uniquement pour leur usage privé. 

 
  4  Chaque Partie peut se réserver le droit de ne pas appliquer, en tout ou en partie, le paragraphe 1.f.  
 
    Article 21 –  Infractions  se  rapportant  à  la  participation  d’un  enfant  à  des  spectacles 

pornographiques 
 
  1  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  ériger  en  infraction 

pénale les comportements intentionnels suivants: 
 
    a  le  fait  de  recruter  un  enfant  pour  qu’il  participe  à  des  spectacles  pornographiques  ou  de 

favoriser la participation d’un enfant à de tels spectacles; 
 
    b  le  fait de contraindre un enfant à participer à des spectacles pornographiques ou d’en  tirer 

profit ou d’exploiter un enfant de toute autre manière à de telles fins;  
 
    c  le  fait d’assister, en connaissance de cause, à des spectacles pornographiques  impliquant  la 

participation d’enfants. 
 
  2  Chaque Partie peut se réserver le droit de limiter l’application du paragraphe 1.c aux situations où 

des enfants ont été recrutés ou contraints conformément au paragraphe 1.a ou b. 
 
    Article 22 – Corruption d’enfants 
 
    Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

le fait intentionnel de faire assister, à des fins sexuelles, un enfant n’ayant pas atteint l’âge fixé en 
application de l’article 18, paragraphe 2, même sans qu’il y participe, à des abus sexuels ou à des 
activités sexuelles. 
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    Article 23 – Sollicitation d’enfants à des fins sexuelles  
 
    Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

le  fait  pour  un  adulte  de  proposer  intentionnellement,  par  le  biais  des  technologies  de 
communication  et  d’information,  une  rencontre  à  un  enfant  n’ayant  pas  atteint  l’âge  fixé  en 
application de  l’article 18, paragraphe 2, dans  le but de commettre à son encontre une  infraction 
établie  conformément  aux  articles  18,  paragraphe  1.a,  ou  20,  paragraphe  1.a,  lorsque  cette 
proposition a été suivie d’actes matériels conduisant à ladite rencontre. 

 
    Article 24 – Complicité et tentative 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

toute  complicité  lorsqu’elle  est  commise  intentionnellement  en vue de  la perpétration d’une des 
infractions établies conformément à la présente Convention. 

 
  2  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour ériger en infraction pénale 

toute  tentative  intentionnelle  de  commettre  l’une  des  infractions  établies  conformément  à  la 
présente Convention. 

 
  3  Chaque Partie peut se réserver le droit de ne pas appliquer, en tout ou en partie, le paragraphe 2 

aux  infractions  établies  conformément  à  l’article  20,  paragraphe  1.b,  d,  e  et  f,  à  l’article  21, 
paragraphe 1.c, à l’article 22 et à l’article 23. 

 
    Article 25 – Compétence 
 
  1  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour établir  sa  compétence à 

l’égard  de  toute  infraction  pénale  établie  conformément  à  la  présente  Convention,  lorsque 
lʹinfraction est commise: 

 
    a  sur son territoire; ou 
    b  à bord dʹun navire battant pavillon de cette Partie; ou 
    c  à bord dʹun aéronef immatriculé selon les lois de cette Partie; ou 
    d  par un de ses ressortissants; ou  
    e  par une personne ayant sa résidence habituelle sur son territoire. 
 
  2  Chaque Partie  s’efforce de prendre  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour  établir  sa 

compétence à  l’égard de  toute  infraction pénale établie conformément à  la présente Convention, 
lorsque lʹinfraction est commise à l’encontre de l’un de ses ressortissants ou d’une personne ayant 
sa résidence habituelle sur son territoire. 

 
  3  Chaque Partie peut,  au moment de  la  signature ou du dépôt de  son  instrument de  ratification, 

d’acceptation, d’approbation ou d’adhésion, dans une déclaration adressée au Secrétaire Général 
du Conseil de l’Europe, déclarer quʹelle se réserve le droit de ne pas appliquer, ou de nʹappliquer 
que dans des cas ou conditions spécifiques, les règles de compétence définies au paragraphe 1.e du 
présent article. 
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  4  Pour  la poursuite des  infractions établies conformément aux articles 18, 19, 20, paragraphe 1.a, et 

21, paragraphe 1.a et b, de la présente Convention, chaque Partie prend les mesures législatives ou 
autres nécessaires pour que l’établissement de sa compétence au titre du point d du paragraphe 1 
ne soit pas subordonnée à la condition que les faits soient également punissables au lieu où ils ont 
été commis.  

 
  5  Chaque Partie peut,  au moment de  la  signature ou du dépôt de  son  instrument de  ratification, 

d’acceptation, d’approbation ou d’adhésion, par une déclaration adressée au Secrétaire Général du 
Conseil de l’Europe, déclarer qu’elle se réserve le droit de limiter l’application du paragraphe 4 du 
présent article en ce qui concerne  les  infractions établies conformément à  l’article 18, paragraphe 
1.b, deuxième  et  troisième  tirets,  aux  cas  où  son  ressortissant  a  sa  résidence  habituelle  sur  son 
territoire. 

 
  6  Pour la poursuite des infractions établies conformément aux articles 18, 19, 20, paragraphe 1.a, et 21 

de la présente Convention, chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour 
que  l’établissement  de  sa  compétence  au  titre  des  points  d  et  e  du  paragraphe  1  ne  soit  pas 
subordonné  à  la  condition  que  la poursuite  soit précédée d’une plainte de  la  victime  ou d’une 
dénonciation de l’Etat du lieu où les faits ont été commis. 

 
  7  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour établir  sa  compétence à 

l’égard  de  toute  infraction  établie  conformément  à  la  présente  Convention,  lorsque  lʹauteur 
présumé est présent sur son territoire et ne peut être extradé vers une autre Partie à raison de sa 
nationalité. 

 
  8  Lorsque  plusieurs  Parties  revendiquent  leur  compétence  à  lʹégard  dʹune  infraction  présumée 

établie conformément à  la présente Convention,  les Parties concernées se concertent,  lorsque cela 
est opportun, afin de déterminer la mieux à même dʹexercer les poursuites. 

 
  9  Sans préjudice des règles générales de droit international, la présente Convention n’exclut aucune 

compétence pénale exercée par une Partie conformément à son droit interne. 
 
    Article 26 – Responsabilité des personnes morales 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que les personnes morales 

puissent  être  tenues  pour  responsables  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente 
Convention,  lorsqu’elles sont commises pour  leur compte par  toute personne physique, agissant 
soit individuellement, soit en tant que membre d’un organe de la personne morale, qui exerce un 
pouvoir de direction en son sein, sur les bases suivantes: 

 
    a  un pouvoir de représentation de la personne morale; 
    b  une autorité pour prendre des décisions au nom de la personne morale; 
    c  une autorité pour exercer un contrôle au sein de la personne morale. 
 
  2  Outre les cas déjà prévus au paragraphe 1, chaque Partie prend les mesures législatives ou autres 

nécessaires  pour  s’assurer  qu’une  personne morale  puisse  être  tenue  pour  responsable  lorsque 
l’absence  de  surveillance  ou  de  contrôle  de  la  part  d’une  personne  physique  mentionnée  au 
paragraphe 1 a rendu possible la commission d’une infraction établie conformément à la présente 
Convention pour  le compte de  ladite personne morale par une personne physique agissant sous 
son autorité. 
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  3  Selon  les  principes  juridiques  de  la  Partie,  la  responsabilité  d’une  personne morale  peut  être 

pénale, civile ou administrative. 
 
  4  Cette responsabilité est établie sans préjudice de la responsabilité pénale des personnes physiques 

ayant commis l’infraction. 
 
    Article 27 – Sanctions et mesures 
 
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que les infractions établies 

conformément à la présente Convention soient passibles de sanctions effectives, proportionnées et 
dissuasives,  tenant  compte de  leur  gravité. Celles‐ci  incluent des  sanctions privatives de  liberté 
pouvant donner lieu à l’extradition. 

 
  2  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que les personnes morales 

déclarées  responsables  en  application  de  lʹarticle 26  soient  passibles  de  sanctions  effectives, 
proportionnées et dissuasives, qui incluent des amendes pénales ou non pénales et éventuellement 
d’autres mesures, notamment: 

 
    a  des mesures d’exclusion du bénéfice d’un avantage ou d’une aide à caractère public; 
 
    b  des mesures d’interdiction temporaire ou définitive d’exercer une activité commerciale; 
 
    c  un placement sous surveillance judiciaire; 
 
    d  une mesure judiciaire de dissolution. 
 
  3  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires: 
 
    a  pour permettre la saisie et la confiscation: 
 
      –  de biens, documents et autres moyens matériels utilisés pour commettre les infractions 

établies conformément à la présente Convention ou en faciliter la commission; 
 
      –   du produit de ces infractions ou des biens dont la valeur correspond à ces produits; 
 
    b  pour  permettre  la  fermeture  temporaire  ou  définitive  de  tout  établissement  utilisé  pour 

commettre  l’une  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente  Convention,  sans 
préjudice des droits des  tiers de bonne  foi, ou  interdire à  l’auteur de ces  infractions, à  titre 
temporaire  ou définitif,  l’exercice de  l’activité,  professionnelle  ou  bénévole,  impliquant  un 
contact avec des enfants, à l’occasion de laquelle celles‐ci ont été commises. 

 
  4  Chaque  Partie  peut  adopter  d’autres mesures  à  l’égard  des  auteurs  d’infractions,  telles  que  la 

déchéance des droits parentaux, le suivi ou la surveillance des personnes condamnées. 
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  5  Chaque Partie peut  établir  que  les produits du  crime  ou  les  biens  confisqués  conformément  au 

présent article puissent être alloués à un fond spécial pour financer des programmes de prévention 
et d’assistance aux victimes d’une des infractions établies conformément à la présente Convention. 

 
    Article 28 – Circonstances aggravantes 
 
    Chaque  Partie  prend  les mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  que  les  circonstances 

suivantes,  pour  autant  qu’elles  ne  constituent  pas déjà  des  éléments  constitutifs  de  l’infraction, 
puissent, conformément aux dispositions pertinentes de droit interne, être prises en considération 
en  tant que circonstances aggravantes dans  la détermination des peines  relatives aux  infractions 
établies conformément à la présente Convention: 

 
    a  l’infraction a porté une atteinte grave à la santé physique ou mentale de la victime; 
 
    b  l’infraction est précédée ou accompagnée d’actes de torture ou de violences graves; 
 
    c  l’infraction a été commise à l’encontre d’une victime particulièrement vulnérable; 
 
    d  l’infraction  a  été  commise  par  un membre  de  la  famille,  une  personne  qui  cohabite  avec 

l’enfant ou une personne ayant abusé de son autorité; 
 
    e  l’infraction a été commise par plusieurs personnes agissant conjointement; 
 
    f  l’infraction a été commise dans le cadre d’une organisation criminelle; 
 
    g  l’auteur a déjà été condamné pour des faits de même nature. 
 
    Article 29 – Condamnations antérieures 
 
    Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour prévoir  la possibilité de 

prendre  en  compte,  dans  le  cadre  de  l’appréciation  de  la  peine,  les  condamnations  définitives 
prononcées  dans  une  autre  Partie  pour  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente 
Convention. 

 
Chapitre VII – Enquêtes, poursuites et droit procédural 
 
    Article 30 – Principes 
  
  1  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  que  les  enquêtes  et 

procédures pénales se déroulent dans l’intérêt supérieur et le respect des droits de l’enfant. 
  
  2  Chaque  Partie  veille  à  adopter  une  approche  protectrice  des  victimes,  en  veillant  à  ce  que  les 

enquêtes et procédures pénales n’aggravent pas le traumatisme subi par l’enfant et que la réponse 
pénale s’accompagne d’une assistance, quand cela est approprié. 

  
  3  Chaque Partie veille à ce que les enquêtes et procédures pénales soient traitées en priorité et sans 

retard injustifié. 
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  4  Chaque Partie veille à ce que  les mesures adoptées conformément au présent chapitre ne portent 

pas  préjudice  aux  droits  de  la  défense  et  aux  exigences  d’un  procès  équitable  et  impartial, 
conformément à l’article 6 de la Convention de sauvegarde des Droits de l’Homme et des Libertés 
fondamentales. 

 
  5  Chaque  Partie  prend  les  mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour,  conformément  aux 

principes fondamentaux de son droit interne: 
 
    –   garantir des enquêtes et des poursuites efficaces des  infractions établies conformément à  la 

présente Convention, permettant, s’il y a lieu, la possibilité de mener des enquêtes discrètes; 
 
    –   permettre aux unités ou services d’enquêtes d’identifier  les victimes des  infractions établies 

conformément  à  l’article  20,  notamment  grâce  à  l’analyse  des matériels  de  pornographie 
enfantine, tels que les photographies et les enregistrements audiovisuels, accessibles, diffusés 
ou transmis par le biais des technologies de communication et d’information. 

 
    Article 31 – Mesures générales de protection 
  
  1  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour protéger  les droits et  les 

intérêts des victimes, notamment en tant que témoins, à tous les stades des enquêtes et procédures 
pénales, en particulier: 

  
    a  en les tenant informées de leurs droits et des services à leur disposition et, à moins qu’elles ne 

souhaitent  pas  recevoir  une  telle  information, des  suites données  à  leur  plainte, des  chefs 
d’accusation retenus, du déroulement général de l’enquête ou de la procédure et de leur rôle 
au sein de celle‐ci ainsi que de la décision rendue;  

 
    b  en veillant à ce que, au moins dans les cas où il existerait un danger pour les victimes et leurs 

familles, celles‐ci puissent être informées, si cela s’avère nécessaire, de toute remise en liberté, 
temporaire ou définitive, de la personne, poursuivie ou condamnée;  

 
    c  en  leur  donnant,  d’une  manière  conforme  aux  règles  de  procédure  du  droit  interne,  la 

possibilité d’être entendues, de fournir des éléments de preuve et de choisir les moyens selon 
lesquels leurs vues, besoins et préoccupations sont présentés et examinés, directement ou par 
recours à un intermédiaire;  

 
    d  en leur fournissant une assistance appropriée, pour que leurs droits et intérêts soient dûment 

présentés et pris en compte;  
 
    e  en protégeant leur vie privée, leur identité et leur image et en prenant des mesures conformes 

au droit interne pour prévenir la diffusion publique de toute information pouvant conduire à 
leur identification;  

 
    f  en veillant à ce qu’elles soient, ainsi que  leurs  familles et  les  témoins à charge, à  l’abri des 

risques d’intimidation, de représailles et de nouvelle victimisation;  
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    g  en veillant à ce que  les victimes et  les auteurs d’infractions ne se  trouvent en contact direct 

dans  les  locaux  des  services  d’enquête  et  les  locaux  judiciaires,  à moins  que  les  autorités 
compétentes n’en décident autrement dans l’intérêt supérieur de l’enfant ou pour les besoins 
de l’enquête ou de la procédure.  

 
  2  Chaque  Partie  garantit  aux  victimes,  dès  leur  premier  contact  avec  les  autorités  compétentes, 

l’accès aux informations sur les procédures judiciaires et administratives pertinentes. 
 
  3  Chaque Partie prévoit que  la victime  ait  accès, gratuitement  lorsque  cela  est  justifié,  à une  aide 

juridique, lorsqu’elle peut avoir la qualité de partie à la procédure pénale. 
  
  4  Chaque Partie prévoit  la possibilité pour  l’autorité  judiciaire de désigner un  représentant spécial 

pour  la  victime  lorsque,  en  vertu  du  droit  interne,  celle‐ci  peut  avoir  la  qualité  de  partie  à  la 
procédure  judiciaire  et  que  les  détenteurs  des  responsabilités  parentales  se  voient  privés  de  la 
faculté de la représenter dans cette procédure à la suite d’un conflit d’intérêts avec elle. 

  
  5  Chaque  Partie  prévoit,  au  moyen  de  mesures  législatives  ou  autres  et  conformément  aux 

conditions prévues par son droit  interne,  la possibilité pour des groupes, fondations, associations 
ou  organisations  gouvernementales  ou  non  gouvernementales  d’assister  et/ou  de  soutenir  les 
victimes  qui  y  consentent  au  cours  des  procédures  pénales  concernant  les  infractions  établies 
conformément à la présente Convention. 

  
  6  Chaque  Partie  veille  à  ce  que  les  informations  données  aux  victimes,  conformément  aux 

dispositions  du  présent  article,  le  soient  d’une manière  adaptée  à  leur  âge  et  à  leur  degré  de 
maturité et dans une langue qu’elles peuvent comprendre. 

 
    Article 32 – Mise en œuvre de la procédure 
 
    Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires pour que  les enquêtes ou  les 

poursuites concernant les infractions établies conformément à la présente Convention ne soient pas 
subordonnées à la déclaration ou à l’accusation émanant d’une victime et que la procédure puisse 
se poursuivre même si la victime se rétracte. 

 
    Article 33 – Prescription 
 
    Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que le délai de prescription 

pour  engager  des  poursuites  du  chef  des  infractions  établies  conformément  aux  articles  18,  19, 
paragraphe 1. a et b, et 21, paragraphe 1.a et b, continue de courir pour une durée suffisante pour 
permettre l’engagement effectif des poursuites, après que la victime a atteint l’âge de la majorité, et 
qui est proportionnelle à la gravité de l’infraction en question. 

 
    Article 34 – Enquêtes 
 
  1  Chaque Partie adopte les mesures nécessaires pour que des personnes, des unités ou des services 

en  charge  des  enquêtes  soient  spécialisés  dans  la  lutte  contre  l’exploitation  et  les  abus  sexuels 
concernant des enfants ou que des personnes soient formées à cette fin. Lesdits services ou unités 
doivent disposer des ressources financières adéquates. 
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  2  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour qu’une incertitude quant à 

l’âge réel de la victime n’empêche pas l’ouverture d’une enquête pénale.  
 
    Article 35 – Auditions de l’enfant  
  
  1  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que: 
  
    a  les auditions de l’enfant aient lieu sans retard injustifié après que les faits ont été signalés aux 

autorités compétentes;  
 
    b  les auditions de  l’enfant se déroulent, s’il y a  lieu, dans des  locaux conçus ou adaptés à cet 

effet; 
 
    c  les auditions de l’enfant soient menées par des professionnels formés à cette fin;  
 
    d  dans la mesure du possible et lorsque cela est approprié, l’enfant soit toujours interrogé par 

les mêmes personnes;  
 
    e  le nombre des auditions soit limité au minimum et dans la mesure strictement nécessaire au 

déroulement de la procédure;  
 
    f  l’enfant puisse être accompagné par son représentant légal ou, le cas échéant, par la personne 

majeure de son choix, sauf décision contraire motivée prise à l’égard de cette personne. 
  
  2  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou  autres nécessaires pour que  les  auditions de  la 

victime  ou,  le  cas  échéant,  celles  d’un  enfant  témoin  des  faits,  puissent  faire  l’objet  d’un 
enregistrement  audiovisuel  et  que  cet  enregistrement  puisse  être  admissible  comme moyen  de 
preuve dans la procédure pénale, selon les règles prévues par son droit interne. 

  
  3  En cas d’incertitude sur  l’âge de  la victime et  lorsqu’il existe des  raisons de croire qu’elle est un 

enfant,  les mesures prévues aux paragraphes 1 et 2  s’appliquent, dans  l’attente que son âge  soit 
vérifié et établi. 

 
    Article 36 – Procédure judiciaire 
  
  1  Chaque Partie prend  les mesures  législatives ou autres nécessaires, dans  le respect des règles qui 

régissent l’autonomie des professions judiciaires, pour que des formations en matière de droits de 
l’enfant, d’exploitation et d’abus sexuels concernant des enfants, soient disponibles au profit des 
acteurs de la procédure judiciaire, notamment les juges, les procureurs et les avocats. 

  
  2  Chaque  Partie  prend  les mesures  législatives  ou  autres  nécessaires  pour  que,  selon  les  règles 

prévues par le droit interne: 
  
    a  le juge puisse ordonner que l’audience se déroule hors la présence du public;  
 
    b  la victime puisse être entendue à l’audience sans y être présente, notamment par le recours à 

des technologies de communication appropriées. 
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Chapitre VIII – Enregistrement et conservation de données 
 
    Article 37 –  Enregistrement  et  conservation  des  données  nationales  sur  les  délinquants 

sexuels condamnés  
 
  1  Aux  fins  de  prévention  et  de  répression  des  infractions  établies  conformément  à  la  présente 

Convention, chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour enregistrer et 
conserver,  conformément  aux dispositions pertinentes  sur  la protection des données  à  caractère 
personnel et aux autres règles et garanties appropriées telles que prévues dans le droit interne, les 
données relatives à l’identité ainsi qu’au profil génétique (ADN) des personnes condamnées pour 
les infractions établies conformément à la présente Convention. 

 
  2  Chaque  Partie,  au  moment  de  la  signature  ou  du  dépôt  de  ses  instruments  de  ratification, 

dʹacceptation,  dʹapprobation  ou  dʹadhésion,  communique  au  Secrétaire  Général  du  Conseil  de 
lʹEurope les nom et adresse de la seule autorité nationale responsable aux fins du paragraphe 1. 

 
  3  Chaque Partie prend les mesures législatives ou autres nécessaires pour que les informations visées 

au paragraphe 1 puissent être transmises à l’autorité compétente d’une autre Partie, conformément 
aux conditions établies par son droit interne et les instruments internationaux pertinents. 

 
Chapitre IX – Coopération internationale 
 
    Article 38 – Principes généraux et mesures de coopération internationale 
 
  1  Les Parties coopèrent, conformément aux dispositions de  la présente Convention, en application 

des instruments internationaux et régionaux pertinents applicables, des arrangements reposant sur 
des  législations uniformes  ou  réciproques  et de  leur droit  interne, dans  la mesure  la plus  large 
possible aux fins: 

 
    a  de prévenir et de combattre l’exploitation et les abus sexuels concernant des enfants; 
 
    b  de protéger et d’assister les victimes; 
 
    c  de  mener  des  investigations  ou  des  procédures  concernant  les  infractions  établies 

conformément à la présente Convention. 
 
  2  Chaque Partie prend  les mesures  législatives  ou  autres nécessaires pour  que  les victimes d’une 

infraction établie conformément à la présente Convention et commise sur le territoire d’une Partie 
autre que celui dans lequel elles résident puissent porter plainte auprès des autorités compétentes 
de leur Etat de résidence. 

 
  3  Si une Partie qui subordonne  lʹentraide  judiciaire en matière pénale ou  lʹextradition à  lʹexistence 

dʹun  traité reçoit une demande dʹentraide ou dʹextradition dʹune Partie avec  laquelle elle nʹa pas 
conclu pareil traité, elle peut considérer la présente Convention comme la base légale de lʹentraide 
judiciaire  en matière  pénale  ou  de  lʹextradition  pour  les  infractions  établies  conformément  à  la 
présente Convention. 
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  4  Chaque Partie s’efforce d’intégrer, s’il y a  lieu, la prévention et  la lutte contre  l’exploitation et  les 

abus sexuels concernant des enfants dans les programmes d’assistance au développement conduits 
au profit d’Etats tiers. 

 
Chapitre X – Mécanisme de suivi 
 
    Article 39 – Comité des Parties 
 
  1  Le Comité des Parties est composé des représentants des Parties à la Convention.  
 
  2  Le Comité des Parties est convoqué par  le Secrétaire Général du Conseil de  l’Europe. Sa première 

réunion doit se  tenir dans un délai d’un an suivant  l’entrée en vigueur de  la présente Convention 
pour le dixième signataire l’ayant ratifié. Il se réunira par la suite à la demande d’au moins un tiers 
des Parties ou du Secrétaire Général. 

 
  3  Le Comité des Parties adopte ses propres règles de procédure. 
 
    Article 40 – Autres représentants 
 
  1  L’Assemblée  Parlementaire  du  Conseil  de  l’Europe,  le  commissaire  aux  droits  de  l’homme,  le 

Comité  européen  pour  les  problèmes  criminels  (CDPC)  ainsi  que  d’autres  comités 
intergouvernementaux pertinents du Conseil de l’Europe désignent chacun un représentant auprès 
du Comité des Parties. 

 
  2  Le  Comité  des Ministres  peut  inviter  d’autres  organes  du  Conseil  de  l’Europe  à  désigner  un 

représentant au Comité des Parties après avoir consulté ce dernier. 
 
  3  Des  représentants  de  la  société  civile,  et  notamment  des  organisations  non  gouvernementales, 

peuvent être admis en tant qu’observateurs au Comité des Parties suivant la procédure établie par 
les règles pertinentes du Conseil de l’Europe. 

 
  4  Les représentants désignés en vertu des paragraphes 1 à 3 ci‐dessus participent aux réunions du 

Comité des Parties sans droit de vote. 
 
    Article 41 – Fonctions du Comité des Parties 
 
  1  Le Comité des Parties est chargé de veiller à la mise en œuvre de la présente Convention. Les règles 

de procédure du Comité des Parties déterminent les modalités de la procédure d’évaluation de la 
mise en œuvre de la présente Convention. 

 
  2  Le  Comité  des  Parties  est  chargé  de  faciliter  la  collecte,  l’analyse  et  lʹéchange  dʹinformations, 

dʹexpériences et de bonnes pratiques entre  les Etats afin dʹaméliorer  leur capacité de prévenir et 
combattre lʹexploitation et les abus sexuels concernant des enfants. 

 
  3  Le Comité des Parties est également chargé, le cas échéant: 
 
    a  de  faciliter  l’usage  et  la  mise  en  œuvre  effectifs  de  la  présente  Convention,  y  compris 

l’identification de  tout problème  en  la matière,  ainsi que  les  effets de  toute déclaration ou 
réserve faite conformément à la présente Convention; 
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    b  d’exprimer un  avis  sur  toute question  relative  à  lʹapplication de  la présente Convention  et 

faciliter  l’échange d’informations  sur  les développements  juridique, politique ou  technique 
importants. 

 
  4  Le Comité des Parties est assisté par  le Secrétariat du Conseil de  lʹEurope dans  l’exercice de  ses 

fonctions découlant du présent article. 
 
  5  Le Comité européen pour les problèmes criminels (CDPC) est tenu périodiquement au courant des 

activités prévues aux paragraphes 1, 2 et 3 du présent article. 
 
Chapitre XI – Relation avec d’autres instruments internationaux 
 
    Article 42 –  Relation avec la Convention des Nations Unies relative aux droits de l’enfant et 

son Protocole facultatif concernant la vente d’enfants, la prostitution des enfants 
et la pornographie mettant en scène des enfants 

 
    La présente Convention ne porte pas atteinte aux droits et obligations découlant des dispositions 

de  la  Convention  des Nations  Unies  relative  aux  droits  de  l’enfant  et  son  Protocole  facultatif 
concernant la vente d’enfants, la prostitution des enfants et la pornographie mettant en scène des 
enfants; elle a pour but de renforcer la protection instaurée par ces instruments et de développer et 
compléter les normes qu’ils énoncent. 

 
    Article 43 – Relation avec d’autres instruments internationaux 
 
  1  La présente Convention ne porte pas atteinte aux droits et obligations découlant des dispositions 

d’autres  instruments  internationaux  auxquels  les  Parties  à  cette  Convention  sont  Parties  ou  le 
deviendront,  qui  contiennent  des  dispositions  relatives  aux  matières  régies  par  la  présente 
Convention et assurent une plus grande protection et assistance aux enfants victimes d’exploitation 
ou d’abus sexuels. 

 
  2  Les Parties à  la Convention peuvent conclure entre elles des accords bilatéraux ou multilatéraux 

relatifs aux questions réglées par la présente Convention, aux fins de compléter ou de renforcer les 
dispositions de celle‐ci ou pour faciliter lʹapplication des principes quʹelle consacre. 

 
  3  Les Parties qui sont membres de l’Union européenne appliquent, dans leurs relations mutuelles, les 

règles de  la Communauté et de  l’Union européenne dans  la mesure où  il existe des  règles de  la 
Communauté ou de l’Union européenne régissant le sujet particulier concerné et applicables au cas 
d’espèce,  sans préjudice de  l’objet et du but de  la présente Convention et  sans préjudice de  son 
entière application à l’égard des autres Parties. 
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Chapitre XII – Amendements à la Convention 
 
    Article 44 – Amendements  
 
  1  Tout  amendement  à  la présente Convention proposé par une Partie devra  être  communiqué  au 

Secrétaire Général du Conseil de  lʹEurope et être  transmis par ce dernier aux Etats membres du 
Conseil de lʹEurope, à tout autre Etat signataire, à tout Etat Partie, à la Communauté européenne, à 
tout Etat ayant été invité à signer la présente Convention conformément à l’article 45, paragraphe 1, 
et  à  tout  Etat  invité  à  adhérer  à  la  présente  Convention,  conformément  aux  dispositions  de 
l’article 46, paragraphe 1. 

 
  2  Tout  amendement  proposé  par  une  Partie  est  communiqué  au  Comité  européen  pour  les 

problèmes criminels (CDPC), qui soumet au Comité des Ministres son avis sur ledit amendement. 
 
  3  Le Comité des Ministres examine  l’amendement proposé et  l’avis  soumis par  le CDPC et, après 

consultation  avec  les  Etats  non  membres  parties  à  la  présente  Convention,  peut  adopter 
l’amendement. 

 
  4  Le texte de tout amendement adopté par le Comité des Ministres conformément au paragraphe 3 

du présent article sera communiqué aux Parties, en vue de son acceptation. 
 
  5  Tout amendement adopté conformément au paragraphe 3 du présent article entrera en vigueur le 

premier  jour du mois suivant  lʹexpiration dʹune période dʹun mois après  la date à  laquelle toutes 
les Parties auront informé le Secrétaire Général qu’elles l’ont accepté. 

 
Chapitre XIII – Clauses finales 
 
    Article 45 – Signature et entrée en vigueur 
 
  1  La présente Convention est ouverte à la signature des Etats membres du Conseil de lʹEurope, des 

Etats non membres ayant participé à son élaboration ainsi que de la Communauté européenne. 
 
  2  La présente Convention est soumise à ratification, acceptation ou approbation. Les instruments de 

ratification, dʹacceptation ou dʹapprobation sont déposés près le Secrétaire Général du Conseil de 
lʹEurope. 

 
  3  La  présente Convention  entrera  en  vigueur  le  premier  jour  du mois  suivant  lʹexpiration  dʹune 

période de  trois mois après  la date  à  laquelle 5  signataires, dont  au moins  3 Etats membres du 
Conseil  de  l’Europe,  auront  exprimé  leur  consentement  à  être  liés  par  la  Convention, 
conformément aux dispositions du paragraphe précédent. 

 
  4  Si  un  Etat  visé  au  paragraphe  1  ou  la  Communauté  européenne  exprime  ultérieurement  son 

consentement à être lié par la Convention, cette dernière entrera en vigueur, à son égard, le premier 
jour du mois suivant lʹexpiration dʹune période de trois mois après la date du dépôt de lʹinstrument 
de ratification, dʹacceptation ou dʹapprobation. 
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    Article 46 – Adhésion à la Convention 
 
  1  Après  l’entrée  en  vigueur  de  la  présente  Convention,  le  Comité  des Ministres  du  Conseil  de 

lʹEurope pourra, après consultation des Parties à  la Convention et en avoir obtenu  l’assentiment 
unanime, inviter tout Etat non membre du Conseil de lʹEurope n’ayant pas participé à l’élaboration 
de la Convention à adhérer à la présente Convention par une décision prise à la majorité prévue à 
lʹarticle 20.d du Statut du Conseil de lʹEurope, et à lʹunanimité des voix des représentants des Etats 
contractants ayant le droit de siéger au Comité des Ministres. 

 
  2  Pour  tout  Etat  adhérent,  la  Convention  entrera  en  vigueur  le  premier  jour  du  mois  suivant 

lʹexpiration dʹune période de trois mois après la date du dépôt de lʹinstrument dʹadhésion près le 
Secrétaire Général du Conseil de lʹEurope. 

 
    Article 47 – Application territoriale 
 
  1  Tout Etat ou la Communauté européenne peut, au moment de la signature ou au moment du dépôt 

de  son  instrument de  ratification, dʹacceptation, dʹapprobation ou dʹadhésion, désigner  le ou  les 
territoires auxquels sʹappliquera la présente Convention. 

 
  2  Toute Partie peut,  à  tout  autre moment par  la  suite, par une déclaration  adressée  au  Secrétaire 

Général  du  Conseil  de  lʹEurope,  étendre  lʹapplication  de  la  présente  Convention  à  tout  autre 
territoire désigné dans  cette déclaration dont  elle assure  les  relations  internationales ou au nom 
duquel elle est autorisée à prendre des engagements. La Convention entrera en vigueur à  lʹégard 
de ce  territoire  le premier  jour du mois suivant  lʹexpiration dʹune période de  trois mois après  la 
date de réception de la déclaration par le Secrétaire Général. 

 
  3  Toute  déclaration  faite  en  vertu  des  deux  paragraphes  précédents  pourra,  à  lʹégard  de  tout 

territoire désigné dans cette déclaration, être retirée par notification adressée au Secrétaire Général 
du Conseil de lʹEurope. Ce retrait prendra effet le premier jour du mois suivant lʹexpiration dʹune 
période de trois mois après la date de réception de la notification par le Secrétaire Général. 

 
    Article 48 – Réserves 
 
    Aucune  réserve nʹest admise aux dispositions de  la présente Convention, à  l’exception de  celles 

expressément prévues. Toute réserve peut être retirée à tout moment. 
 
    Article 49 – Dénonciation 
 
  1  Toute Partie peut, à tout moment, dénoncer  la présente Convention en adressant une notification 

au Secrétaire Général du Conseil de lʹEurope. 
 
  2  Cette dénonciation prendra effet le premier jour du mois suivant lʹexpiration dʹune période de trois 

mois après la date de réception de la notification par le Secrétaire Général. 
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    Article 50 – Notification 
 
    Le Secrétaire Général du Conseil de lʹEurope notifiera aux Etats membres du Conseil de lʹEurope, à 

tout Etat signataire, à tout Etat Partie, à la Communauté européenne, à tout Etat ayant été invité à 
signer la présente Convention conformément aux dispositions de l’article 45, et à tout Etat invité à 
adhérer à la Convention conformément aux dispositions de l’article 46: 

 
    a  toute signature;  
 
    b  le dépôt de tout instrument de ratification, dʹacceptation, dʹapprobation ou dʹadhésion; 
 
    c  toute date dʹentrée en vigueur de la présente Convention, conformément aux articles 45 et 46;  
 
    d  tout amendement adopté conformément à  lʹarticle 44, ainsi que  la date dʹentrée en vigueur 

dudit amendement;  
 
    e  toute réserve en vertu de l’article 48; 
 
    f  toute dénonciation faite en vertu des dispositions de lʹarticle 49;  
 
    g  tout autre acte, notification ou communication ayant trait à la présente Convention. 
 
 
    En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé la présente Convention. 
 
    Fait à Lanzarote, le 25 octobre 2007, en français et en anglais, les deux textes faisant également foi, 

en  un  seul  exemplaire  qui  sera  déposé  dans  les  archives  du Conseil  de  lʹEurope.  Le  Secrétaire 
Général  du Conseil  de  lʹEurope  en  communiquera  copie  certifiée  conforme  à  chacun  des  Etats 
membres  du Conseil  de  lʹEurope,  aux  Etats  non membres  ayant  participé  à  lʹélaboration  de  la 
présente  Convention,  à  la  Communauté  européenne  et  à  tout  autre  Etat  invité  à  adhérer  à  la 
présente Convention. 
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